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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1. Abgeordneter 

Rainer 


(CDU/CSU) 


Welche Antwort hat der Bundeskanzler den 
deutschen Siedlern in der portugiesischen 
Überseeprovinz Angola erteilt, die ihn tele- 
grafisch darauf hingewiesen hatten, daß die 
moralische und finanzielle Unterstützung von 
Terrororganisationen, wie „Frelimo", die in 
keiner Weise Meinungen und Interessen der 
Bevölkerung vertrete, Rassenhaß und Stam- 
mesfehden schüre? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Ravens 
vom 3. September 1973 

Das Telegramm, das am 9. August 1973 im Namen der Angola- 
Deutschen aufgegeben wurde, war an den Vorsitzenden der 
Sozialdemokratischen Partei Deutschlands gerichtet. Es liegt 
dem Parteivorstand vor. Die Beantwortung wird durch ihn 
erfolgen. 


2. Abgeordneter Welche Kräfte sollen nach Auffassung des 
Schedl Sprechers der Bundesregierung für Ausbruch 

(CDU/CSU) und Umfang der derzeitigen widerrechtlichen 

Arbeitsniederlegungen mitverantwortlich sein, 
und welche Tatsachen rechtfertigen es, daß 
der Sprecher der Bundesregierung der Öffent- 
lichkeit sein Wissen vorenthält? 


Antwort des Staatssekretärs von Wechmar 
vom 7. September 1973 

Der Regierungssprecher hat eine Erklärung des in der Frage 
zitierten Inhalts nicht abgegeben. Er hat vor der Bundes-Presse- 
konferenz am 24. August auf die Frage eines Journalisten aus- 
weislich des Protokolls geantwortet: „Die Bundesregierung beob- 
achtet diese Entwicklung mit äußerster Aufmerksamkeit und nicht 
ohne Besorgnis. Sie rigistriert mit Genugtuung jene Fälle, in 
denen Belegschaften sich nicht durch Gruppen haben beeinflussen 
lassen, die mit materiellen Forderungen im Grunde genommen 
auf etwa ganz anderes zielen." 

Auf weitere Fragen nach diesen Gruppen hat der Sprecher er- 
klärt: „Die Bundesregierung hat dazu Erkenntnisse, aber diese 
Erkenntnisse sind für die öffentliche Diskussion nicht geeignet." 
Zur Begründung dafür hat der Sprecher im weiteren Verlauf der 
Pressekonferenz u. a. erklärt: „Zu dieser Beurteilung (des Aus- 
maßes der Verantwortlichkeit solcher Gruppen) reicht das vor- 
liegende Material nicht aus. Dies ist auch einer der Gründe, 
weshalb ich mich auf eine Erläuterung dieses Materials nicht ein- 
lassen möchte." Und weiter: „Ich würde es nicht für seriös halten, 
nun quantitativ abzumessen, welchen Anteil solche Gruppen an 
Arbeitsniederlegungen haben." 

Daraus ergibt sich die Antwort auf den zweiten Teil der Frage. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


3. Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Wie wird die Bundesregierung der sowjeti- 
schen Kritik an den entscheidenden Punkten 
des verfassungsgerichtlichen Urteils zum 
Grundvertrag (Fortbestand des Deutschen 
Reichs, Verhältnis Berlins zum Bund, Einheit 
der Nation, Verantwortung der Bundesrepu- 
blik für Deutschland als Ganzes, DDR für die 
Bundesrepublik Deutschland kein Ausland, 
Fortgelten der einheitlichen deutschen Staats- 
bürgerschaft) und der Aufforderung, das Urteil 
auf den Müllhaufen zu werfen, begegnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Apel 
vom 30. August 1973 

An dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Grundvertrag 
ist in Presse und Rundfunk einiger Staaten des Warschauer Ver- 
trags Kritik geübt worden. Aus solchem Anlaß hat die Bundes- 
regierung durch ihren Sprecher in aller Deutlichkeit erklärt, daß 
sie sich selbstverständlich vor das Bundesverfassungsgericht 
stellt. Die Bundesregierung hält es nicht für angebracht, näher 
auf die Pressepolemik einzugehen und sich dadurch in eine 
öffentliche Erörterung hineinziehen zu lassen, die nach Inhalt 
und Form der Würde des höchsten Gerichts der Bundesrepublik 
Deutschland nicht angemessen wäre. 

Im übrigen ist keine der Regierungen des Warschauer Vertrags 
wegen des Urteils des Bundesverfassungsgerichts bei der Bundes- 
regierung vorstellig geworden. 


Teilt die Bundesregierung die im SPD-Presse- 
dienst PPP Nr. 139 vom 24. Juli 1973 wieder- 
gegebene Auffassung, die Assoziierung Grie- 
chenlands mit der Europäischen Gemeinschaft 
müsse eingefroren sein, und wie wird die 
Bundesregierung sich zur Einbeziehung Grie- 
chenlands in den Prozeß der Einigung Europas 
im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft 
verhalten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Apel 
vom 30. August 1973 

In der Frage des Funktionierens der Assoziation zwischen Grie- 
chenland und der Europäischen Gemeinschaft steht die Bundes- 
regierung auf dem Boden des Ratsbeschlusses vom 5. Juni 1967. 
Sie richtet sich dabei ferner nach dem Beschluß des Deutschen 
Bundestags vom 2. -April 1968. 

Die Bundesregierung vertritt demzufolge die Ansicht, daß die 
Assoziation nicht in vollem Umfang funktionieren kann, solange 
die parlamentarischen und demokratischen Strukturen in Grie- 
chenland nicht wiederhergestellt sind. Diese Ansicht wird von 
den übrigen Mitgliedstaaten, von der Kommission der Europäi- 
schen Gemeinschaften und vom Europäischen Parlament geteilt. 


4. Abgeordneter 

Rainer 

(CDU/CSU) 
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Gleichzeitig hat die Bundesregierung stets die Hoffnung gehegt, 
daß Griechenland eines Tages voll am europäischen Einigungs- 
werk teilnehmen wird (vgl. Antwort des Parlamentarischen 
Staatssekretärs Moersch vom 14. Oktober 1970 auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Sperling, Anlage 10 des Stenographischen 
Berichts über die 74. Sitzung des Deutschen Bundestags). 

In diesem Sinne würde es die Bundesregierung begrüßen, wenn 
die weitere Entwicklung der inneren Verhältnisse in Griechen- 
land zu einem Zustand führt, der den Organen der Gemeinschaft 
und den Mitgliedstaaten eine Überprüfung ihrer Haltung ermög- 
lichen würde. Auch in diesem Lichte verfolgt die Bundesregierung 
den von der griechischen Regierung vor kurzem verkündeten 
innenpolitischen Zeitplan mit großer Aufmerksamkeit. 


Auf welche Tatsachen gründet sich die Äuße- 
rung des französischen Landwirtschaftsmini- 
sters, die Bundesregierung wende sich von 
Europa ab, und wie wird die Bundesregierung 
in Zukunft das Aufkommen von Zweifeln an 
ihrem Willen zur politischen Einigung des 
freien Europa und zur politischen Zusammen- 
arbeit mit den Partnern in der Europäischen 
Gemeinschaft verhindern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Apel 
vom 31. August 1973 

Das Bundeskabinett hat am 15. August 1973 bekräftigt, daß die in 
der Regierungserklärung vom 18. Januar 1973 niedergelegten 
Prinzipien sowie die Beschlüsse der Europäischen Gipfelkonfe- 
renz in Paris vom 19./20. Oktober 1972 die feste Grundlage der 
deutschen Europapolitik sind. Es kann keine Rede davon sein, 
daß sich die Bundesregierung von Europa abwendet. 

Die Bundesregierung wird das Europäische Einigungswerk, zu 
dessen Aufschwung sie seit der Haager Gipfelkonferenz entschei- 
dend beigetragen hat, auch weiterhin durch aktive Mitarbeit und 
geeignete Initiative in der Europäischen Gemeinschaft und der 
Europäischen Politischen Zusammenarbeit fördern. Deshalb wer- 
den auch in Zukunft begründete Zweifel an ihrem Willen zur 
politischen Einigung nicht aufkommen können. 

Auf das Interview des Bundesministers des Auswärtigen für die 
französische Zeitung „Le Monde", abgedruckt im Bulletin des 
Presse- und Informationsamts der Bundesregierung Nr. 99 vom 
28. August 1973, möchte ich zusätzlich hinweisen. 


5. Abgeordneter 
Rainer 
(CDU/CSU) 


6. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 
Vockenhausen 


(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregie- 
rung, daß die im Wiener Übereinkommen fest- 
gelegten diplomatischen Bestimmungen auch 
auf die Angehörigen der Deutschen Botschaft 
Singapur volle Anwendung finden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Apel 
vom 4. September 1973 

Gemäß Drahtbericht der Botschaft Singapur vom 24. August 1973 
sind die Bediensteten der Botschaft folgenden Beschränkungen 
unterworfen: 
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a) Diplomatisches Personal 

Kein Recht auf zollfreie Einfuhr eines Zweitwagens. Befrei- 
ung von der Kfz-Steuer, Straßen- und Benzin-Steuer nur für 
ein Fahrzeug. 

Kein zollfreier Verkauf eines Kraftfahrzeugs. Keine Befreiung 
von der Stempelsteuer, bestimmten kommunalen Steuern und 
Gebühren sowie der Verzehrsteuer. 

b) Nicht-diplomatisches Personal 

Keine zollfreie Einfuhr von Kraftfahrzeugen und sonstigem 
Waren-Umzugsgut nur in den ersten sechs Monaten. 

Keine Befreiung von der Kfz-Steuer sowie Straßen-, Benzin- 
und Stempelsteuer. 

Keine Befreiung von allen kommunalen Steuern und Gebüh- 
ren und von der Verzehrsteuer. 

I. Singapur ist dem Wiener Übereinkommen über diplomati- 
sche Beziehungen vom 18. April 1961 (HUD) bisher nicht 
beigetreten. Da jedoch im WÜD weitaus Regeln des Völker- 
rechts kodifiziert sind (s. Präambel zum WÜD), kann auch 
von den Nichtmitgliedstaaten die Beachtung dieser Regeln in 
gewissem Umfange erwartet werden. In Artikel 36 WÜD ist 
vorgesehen, daß der Empfangsstaat nach Maßgabe seiner 
geltenden Gesetze und anderen Rechtsvorschriften den Diplo- 
maten die zollfreie Einfuhr von Gegenständen für den per- 
sönlichen Gebrauch einschließlich der für seine Einrichtung 
vorgesehenen Gegenstände gestattet. Nach Artikel 37 Abs. 2 
WÜD gilt dieses Privileg auch für Mitglieder des, Verwal- 
tungs- und technischen Personals in bezug auf Gegenstände, 
die anläßlich der Ersteinrichtung eingeführt werden. Die Ein- 
fuhr eines Zweitwagens und der zollfreie Verkauf von Kraft- 
fahrzeugen sind als Privileg aus dem WÜD nicht abzuleiten. 
In Singapur können jedoch von Diplomaten zollfrei einge- 
führte Kraftwagen nach drei Jahren zoll- und abgabenfrei 
veräußert werden. Bei einer Versetzung des Diplomaten vor 
Ablauf dieser Zeit ist eine Ausnahmeregelung vorgesehen. 

Einige Länder legen Artikel 36 Abs. 1 b WÜD äußerst restrik- 
tiv aus, indem sie den Standpunkt vertreten, daß bei den 
Mitgliedern des Verwaltungs- und technischen Personals 
einer ausländischen Vertretung ein Kraftwagen nicht zum 
Umzugs gut gehört. 

II. Nach Artikel 34 WÜD sind Diplomaten (und nach Artikel 37 
Abs. 2 WÜD auch das Verwaltungs- und technische Personal) 
von allen staatlichen, regionalen und kommunalen Personal- 
und Realsteuem oder -abgaben befreit. Ausgenommen hier- 
von sind die im gleichen Artikel unter Buchstaben a bis f auf- 
geführten Fälle (z. B. indirekte Steuern, Vermögen- und 
Erbschaftsteuern, Steuern und Abgaben, die als Vergütung 
für Dienstleistungen erhoben werden). Es wäre daher zu- 
nächst zu prüfen, welchen Charakter die in Singapur von den 
Bediensteten der Botschaft erhobenen Steuern und sonstigen 
Abgaben haben. 

III. Es besteht die Möglichkeit, im Wege der Gegenseitigkeit die 
Vorrechte und Befreiungen einer ausländischen Mission in 
Bonn den vom entsprechenden Staat unseren Missionsange- 
hörigen gewährten Privilegien bzw. deren Einschränkungen 
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anzupassen. Einer solchen Gegenseitigkeitsregelung kommt 
jedoch nur dann praktische Bedeutung zu, wenn der betref- 
fende Staat in Bonn eine ständige Vertretung unterhält, was 
bei Singapur z. Z. nicht der Fall ist. 

Soweit in Erfahrung gebracht werden konnte, ist mit der 
Möglichkeit zu rechnen, daß Singapur in absehbarer Zeit 
einen in Bonn residenten Botschafter akkreditieren wird. 
Für diesen Fall wird das Auswärtige Amt bemüht sein, bei 
den entsprechenden Verhandlungen auch die Privilegien auf 
der Basis der Gegenseitigkeit zu regeln. 

7. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Ver- 
Geisenhofer Weigerung der Ausreisegenehmigung für eine 

(CDU/CSU) Gruppe junger polnischer Katholiken, die auf 

Einladung des Bundes der Deutschen Katholi- 
schen Jugend im Bistum Limburg am 16. Au- 
gust 1973 zu einem zehntägigen Besuch erwar- 
tet wurde, und ist das polnische Verhalten 
mit Buchstaben und Geist des deutsch-polni- 
schen Vertrags zu vereinbaren, wonach die 
gegenseitigen Beziehungen umfassend ent- 
wickelt werden sollten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Apel 
vom 3. September 1973 

Der Bundesregierung sind die Gründe, aus denen die polnischen 
Behörden die Ausreise für die Gruppe junger Katholiken ver- 
weigert hat, nicht bekannt. Sie kann deshalb zu dieser Angele- 
genheit nicht Stellung nehmen. 

Generell ist darauf hinzuweisen, daß die Erteilung von Einreise- 
und Ausreisegenehmigungen eine innere Angelegenheit der 
Volksrepublik Polen ist. Dieser Grundsatz, der für alle Staaten 
gilt, wird durch den Warschauer Vertrag nicht berührt. Daher 
kann das Verhalten der polnischen Behörden auch nicht gegen 
Buchstaben und Geist des Vertrags verstoßen. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß das in unserer Ver- 
fassung festgelegte Grundrecht der Freizügigkeit auch in den in- 
ternationalen Beziehungen in weitestmöglichem Umfang prak- 
tiziert werden sollte. Sie bedauert daher diese wie jede andere 
Ausreiseverweigerung, insbesondere deshalb, weil sie die vor- 
gesehene Begegnung von jungen Menschen unmöglich macht. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 

8. Abgeordneter Sind der Bundesregierung die Auswirkungen 
Dr. Müller- bekannt, die sich beispielsweise in Island, der 

Emmert Volksrepublik China und Schweden nach dem 

(SPD) Verbot des Boxens beziehungsweise des Be- 

rufsboxens ergeben haben, und ist sie bereit, 
die Einsetzung einer Gutachterkommission zu 
unterstützen, die die Fragen eines Verbots des 
Berufsboxens und der Schutzbestimmungen 
sowie der Altersgrenzen in den Jugendklassen 
untersucht, wie dies auch in der Ausgabe Num- 
mer 8/73 des Organs der Bundeszentrale für 
Politische Bildung „PZ" angeregt wurde? 
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Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 7. September 1973 

Der Bundesregierung sind die Auswirkungen nicht bekannt, die 
sich in Island, der Volksrepublik China und Schweden nach dem 
Verbot des Boxens bzw. des Berufsboxens ergeben haben. Sie 
wird sich darum bemühen, hierzu möglichst bald zuverlässige 
Informationen zu erhalten. 

Der Bundesminister des Innern ist bereit, das Bundesinstitut für 
Sportwissenschaft zu beauftragen, gemeinsam mit Vertretern 
des Berufsboxsportverbands, des Deutschen Amateurboxsport- 
verbands, der wissenschaftlichen Kommission des Bundesaus- 
schusses Leistungssport des DSB und weiteren Sachverständigen 
eine Stellungnahme zu der kontroversen Frage der generellen 
Schädlichkeit des Boxsports, der Schutzbestimmungen sowie der 
Altersgrenzen in den Jugendklassen herbeizuführen. Das Bun- 
desinstitut für Sportwissenschaft soll hierbei auch die Erkennt- 
nisse aus dem vom Bundesinnenministerium vor einiger Zeit in 
Auftrag gegebenen Gutachten „Gesundheitliche Folgen des Box- 
sports" berücksichtigen. 

Mit dem von mir vorgeschiagenen Verfahren hoffe ich, Ihren 
Anregungen zu entsprechen. Nach Abschluß der Prüfungen werde 
ich Sie von den Ergebnissen unterrichten. 


Wann etwa ist damit zu rechnen, daß die Bun- 
desregierung aus dem Bericht der Studien- 
kommission für die Reform des öffentlichen 
Dienstrechts Schlußfolgerungen in Form von 
Gesetzesvorlagen ziehen wird? 


Kann die Bundesregierung schon jetzt sagen, 
weichen Vorschlägen des Berichts der Studien- 
kommission für die Reform des öffentlichen 
Dienstrechts sie folgen wird, und ob sich die 
Bundesregierung insbesondere dem Mehrheits- 
votum der Studienkommission anschließen 
wird, das bei Schaffung eines einheitlichen 
Dienstrechts für den öffentlichen Dienst zu 
einer Einschränkung der Tarifautonomie füh- 
ren muß? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 3. September 1973 

In meinem Hause wird zur Zeit eine Gesamtkonzeption für die 
Reform des öffentlichen Dienstrechts auf der Grundlage der 
Vorschläge der Studienkommission zur Reform des öffentlichen 
Dienstrechts erarbeitet. Der Entwurf dieser Konzeption wird so- 
bald wie möglich mit den Bundesressorts, den Bundesländern 
und den Gewerkschaften der Angehörigen des öffentlichen Dien- 
stes abgestimmt werden. Ich gehe von der Erwartung aus, daß 
die Bundesregierung über die Gesamtkonzeption für die Reform 
des öffentlichen Dienstrechts bis zum Jahresende entscheiden 
wird. 

Unter dieser Voraussetzung ist mit den ersten gesetzlichen und 
sonstigen Schritten zur Realisierung der Reform im Jahr 1974 
zu rechnen. 


9. Abgeordneter 

Walther 

(SPD) 


10. Abgeordneter 

Walther 

(SPD) 
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Aus der Gesamtkonzeption der Bundesregierung zur Reform des 
öffentlichen Dienstrechts wird ersichtlich sein, welchen Vorschlä- 
gen der Studienkommission die Bundesregierung zu folgen beab- 
sichtigt und welche Vorschläge noch einer weiteren Klärung be- 
dürfen. Schon jetzt läßt sich sagen, daß zum Beispiel mit der 
Realisierung der zentralen Vorschläge zum Personalsteuerungs- 
und Bezahlungssystem auch dann begonnen werden kann, wenn 
die Meinungsbildung über das zukünftige Regelungsverfahren 
noch nicht abgeschlossen ist. 


11. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, im Verord- 
Dr. Schäuble nungsweg die Erstattungssätze nach dem Bun- 
(CDU/CSU) desreisekostengesetz so zu erhöhen, daß die 

den Angehörigen des öffentlichen Dienstes bei 
Dienstreisen entstehenden Kosten voll ersetzt 
werden? 

Antwort des Bundesministers Genscher 
vom 3. September 1973 

Die Bundesregierung hat am 2. März 1973 dem Deutschen Bun- 
destag den Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundes- 
reisekastengesetzes und des Bundesumzugskostengesetzes zuge- 
leitet, der u. a. eine Erhöhung der reisekostenrechtlichen Ent- 
schädigungsbeträge (Tage- und Übernachtungsgeld, Wegstrek- 
kenentsehädigung für die dienstliche Benutzung privateigener 
Kraftfahrzeuge) vorsieht. Der Gesetzentwurf liegt dem Innen- 
ausschuß vor, der in seiner Sitzung am 6. Juni 1973 zu erkennen 
gegeben hat, daß er die Beratung unmittelbar nach der Sommer- 
pause wiieder aufnehmen und abschließen werde. 

Bei dieser Sachlage ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
die bevorstehende gesetzliche Neuregelung abgewartet werden 
sollte. Das gilt besonders deshalb, weil die gesetzliche Neurege- 
lung voraussichtlich strukturelle Änderungen enthält, die auf 
dem Verordnungswege nicht vor genommen werden können. 

Ich werde von hier aus alles tun, was die baldige Verabschie- 
dung des Gesetzes fördern kann. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


12. Abgeordnete 

Frau Däubler- 

Gmelin 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in der 
Stuttgarter Zeitung vom 7. Juli 1973 wieder- 
gegebene Äußerung des Bundesverfassungs- 
richters Schlabrendorff, das Bundesverfas- 
sungsgericht begrüße die Wiedereinrichtung 
einer eigenen Militärgerichtsbarkeit, wie sie 
vor dem Zusammenbruch des Deutschen Reichs 
1945 bestanden habe? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 13. August 1973 
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Eine Änderung des Artikels 96 Abs. 2 des Grundgesetzes mit 
dem Ziel, Wehrstrafgeridite für alle Soldaten schon im Frieden 
zu ermöglichen, ist nicht beabsichtigt. 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung 
Schlabrendorffs, das Bundesverfassungsgericht 
müsse sich große Mühe geben, Urteile der 
Truppendienstgerichte auch vor der Verfas- 
sung aufrechtzuerhalten, „weil es für die 
Wehrmacht eherne Gesetze' 4 gebe? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 13. August 1973 

Soweit — vereinzelt — gegen Entscheidungen der Wehrdienst- 
gerichte Verfassungsbeschwerde beim Bundesverfassungsgericht 
eingelegt worden ist, sind diese Verfassungsbeschwerden über- 
wiegend zurückgewiesen worden. Dabei vermitteln die Entschei- 
dungsgründe des Bundesverfassungsgerichts nicht den Eindruck, 
das Gericht habe die angefochtenen Entscheidungen nur unter 
Bedenken als verfassungsgemäß angesehen. 


13. Abgeordnete 

Frau Däubler- 

Gmelin 

(SPD) 


14. Abgeordnete 

Frau Däubler- 

Gmelin 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung 
Schlabrendorffs, daß diie Devise Moltkes „Au- 
torität von oben, Gehorsam von unten — Diszi- 
plin ist die Seele der Armee" auch heute noch 
gelte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 13. August 1973 

Disziplin und Gehorsam sind grundlegende Voraussetzungen für 
die innere Ordnung, die Einsatzbereitschaft und die Schlagkraft 
jeder Armee. Die Bundeswehr ist als Teil der vollziehenden 
Gewalt in die verfassungsmäßige Ordnung unseres freiheitlichen 
demokratischen Rechtsstaats eingebettet und an Gesetz und Recht 
gebunden. Der Staatsbürger bleibt auch als Soldat im Vollbesitz 
seiner verfassungsmäßigen Rechte, soweit nicht zwingende Er- 
fordernisse des Verteidigungsauftrags der Bundeswehr Beschrän- 
kungen gebieten. Nur unter Beachtung dieser fundamentalen 
Rechtsstaatgarantien, die auch in die Grundsätze der Inneren 
Führung Eingang gefunden haben, dürfen Befehle erteilt und 
darf Gehorsam verlangt werden. 

Der aus dem damaligen Zeitgeist erklärliche Ausspruch von 
Moltkes zu Disziplin und Gehorsam des Soldaten kann daher 
jedenfalls in der wiedergegebenen Formulierung für die Bundes- 
wehr keine Geltung mehr beanspruchen. 


15. Abgeordnete Plant die Bundesregierung die Wiedereinrich- 

Frau Däubler- tung einer eigenen Militärgerichtsbarkeit vor- 

Gmelin anzutreiben? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 13. August 1973 

Insoweit verwieise ich auf die Antwort zu Frage 12. 
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16. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Meinung, daß es 
Dr. de With gerechtfertigt erscheint, Touristikuntemehmen 

(SPD) in dem angekündigten Gesetzesentwurf auch 

weiterhin die Möglichkeit zu geben, ihre Haf- 
tung auf die Höhe des einbezahlten Reisebe- 
trags und den Anspruch auf Minderung unter 
Ausschluß aller sonstigen Ansprüche zu be- 
schränken, und wenn nein, welche unabding- 
baren Haftungsansprüche zu Gunsten des Rei- 
senden hält sie für erforderlich? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 30. August 1973 

Der im Bundesministerium der Justiz kürzlich fertiggestellte 
Referentenentwurf eines Gesetzes über den Reiseveranstal- 
tungsvertrag ist vor wenigen Tagen den beteiligten Bundesmini- 
sterien zur Stellungnahme zugeleitet worden. Da eine Abstim- 
mung zwischen den Ressorts über den Entwurf noch nicht statt- 
gefunden hat, bin ich nicht in der Lage, die Auffassung der Bun- 
desregierung zu den von Ihnen gestellten Fragen darzulegen. 
Unter diesem Vorbehalt beantworte ich Ihre Frage wie folgt: 

Ich halte es nicht für gerechtfertigt, die Haftung der Reiseveran- 
stalter auf die Höhe des Reisepreises und den Anspruch auf Min- 
derung — unter Ausschluß aller sonstigen Ansprüche — zu be- 
schränken. Wird die Durchführung einer Reise wesentlich da- 
durch beeinträchtigt, daß infolge eines vom Reiseveranstalter 
zu vertretenden Umstandes Reiseleistungen nicht oder mangel- 
haft erbracht werden, so sollte dem Reisenden ein — nicht auf 
den Reisepreis begrenzter — Anspruch auf Ersatz des in der Be- 
einträchtigung der Reise liegenden Schadens zustehen. Dagegen 
scheint mir eine Haftungsbegrenzung insoweit diskutabel zu sein, 
als es sich um Unfallschäden handelt, die der Reisende während 
der Durchführung der Reise erleidet, ohne daß dem Reisever- 
anstalter ein Verschulden bei der Organisation der Reise zur 
Last fällt. 


17. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für erforderlich, 
Dr. de With daß in Zukunft die Haftung der Touristikunter- 

(SPD) nehmen auch weiterhin auf den Zeitpunkt bis 

zur Drucklegung des Katalogs begrenzt wer- 
den kann, und ist sie der Meinung, daß auch 
weiterhin die Möglichkeit bestehen soll, daß 
für die Geltendmachung eines Schadens des 
Reisenden vom Touristikunternehmen Aus- 
schlußfristen von vier Wochen und weniger 
gesetzt werden können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 30. August 1973 

Der Reiseveranstalter hat für die Richtigkeit der Angaben im 
Reiseprospekt einzustehen. Treten nach Drucklegung Änderun- 
gen ein, so ist der Reisende vor Vertragsschluß auf diese Ände- 
rungen hinzuweisen. 

Nach Vertragsschluß sollten einseitige Änderungen des Vertrags- 
inhalts durch den Reiseveranstalter grundsätzlich nicht zulässig 
sein. 
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Die Frage, ob bei der Geltendmachung von Schadensersatzan- 
sprüchen Ausschlußfristen festgelegt werden sollten, hängt mit 
der Regelung der Beweislast zusammen. Soweit der Reisende für 
die von ihm behaupteten Mängel beweispflichtig ist, wird von 
einer Ausschlußfrist abgesehen werden können, zumal da der 
Reisende durch ein Zuwarten seine Beweisführung erschwert. 
Legt man dagegen dem Reiseveranstalter generell die Pflicht auf, 
sich zu entlasten, wird man eher einer angemessenen Ausschluß- 
frist zuneigen können. 


Will die Bundesregierung es in dem beab- 
sichtigten Gesetzesentwurf weiterhin gestat- 
ten, daß im Fall des Rüdetritts des Reisenden 
vom Touristikunternehmen pauschal — ohne 
Nachprüfung des wirklich entstandenen Scha- 
dens — Prozentsätze des einbezahlten Reise- 
betrags, zum Teil heute über 50°/o und bei 
Schiffspassagen bis zu 100%, einbehalten wer- 
den können, und wenn nein, welche unab- 
dingbaren Ansprüche auf Rückgewähr des ein- 
gezahlten Reisebetrags hält sie für erforder- 
lich? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 30. August 1973 

Die vom Reisenden im Falle seines Rücktritts vom Vertrage zu 
entrichtenden pauschalierten Stornogebühren sollten je nach 
dem zeitlichen Abstand zwischen Rücktritt und Reisebeginn ge- 
staffelt werden, jedoch selbst bei sehr kurzfristig erklärtem 
Rücktritt in der Regel 40 vom Hundert des Reisepreises nicht 
übersteigen. Sind dem Reiseveranstalter jedoch nachweisbare 
höhere Unkosten entstanden, so sollte der Reisende auch die den 
Pauschalbetrag übersteigenden Kosten zu erstatten haben. Ob 
eine derartige Regelung — wie der Deutsche Reisebüroverband 
meint — deswegen nicht praktikabel wäre, weil ein konkreter 
Schadensnachweis häufig nicht möglich sei, bedarf noch einet 
näheren Prüfung. 


18. Abgeordneter 

Dr. de With 

(SPD) 


19. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 

Dr. de With die Prospektbeschreibung im Katalog für Rei- 

(SPD) seunternehmen gewisse Mindestanforderun- 

gen im Sinne der Genauigkeit, der Unverwech- 
selbarkeit und des Umfangs entsprechen sollte, 
und wenn ja, an welche Maßnahmen zur Er- 
reichung dieses Ziels denkt sie? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 30. August 1973 

Die Angaben in den Reiseprospekten sollten grundsätzlich ge- 
wisse Mindestanforderungen im Sinne der Genauigkeit, der Un- 
verwöchselbarkeit und des Umfangs der angebotenen Reise- 
leistungen erfüllen. Eine Kategorisierung, insbesondere der 
Unterkunftsleistungen, würde allerdings in der Praxis auf 
Schwüerigkeiten stoßen, da es hierfür bisher einen einheitlichen 
Maßstab nicht gibt. Auch werden von den Reiseveranstaltern 
zum Teil Reisen angeboten, bei denen bis zur Ankunft am Be- 
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stimmungsort offenbleibt, in welchem Hotel der Reisende unter- 
gebracht wird, ohne daß sich hieraus bisher Beanstandungen 
ergeben haben (z. B. „Fahrten ins Blaue", Omnibusrundfahrten, 
teils auch Ostblockreisen). Es scheint hiernach fraglich, ob sich 
generelle Mindestanforderungen in bezug auf die Genauigkeit, 
die Unverwechselbarkeit und den Umfang der angebotenen 
Reiseleistungen werden festlegen lassen. 


20. Abgeordneter 

Sdimidhuber 


(CDU/CSU) 


Wann ist mit einem Bericht der von der Bun- 
desregierung eingesetzten Kommission zui 
Reform des Unternehmensrechts zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 4. September 1973 

Wie ich Herrn Kollegen Lampersbach bereits in der Fragestunde 
des Deutschen Bundestags am 6. Juni 1973 auf seine gleichlau- 
tende Frage geantwortet habe, ist das Bundesministerium der 
Justiz bei der Konstituierung der Unternehmensrechtskommis- 
sion im Jahre 1972 davon ausgegangen, daß diese ihre Arbeiten 
in etwa drei bis vier Jahren abschließen wird. Daraus ergibt sich 
auch der Zeitpunkt, zu dem mit einer Bekanntgabe der Unter- 
suchungsergebnisse der Kommission gerechnet werden kann. 


21. Abgeordneter 
Hösl 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
der Beschluß des Berliner Kammergerichts, ein 
minderjähriges Flüchtlingsmädchen an die 
Ostberliner Behörden auszuliefern, unbefriedi- 
gend ist, und was gedenkt die Bundesregie- 
rung zu tun, um solche Auswirkungen des 
Gesetzes über die innerdeutsche Rechts- und 
Amtshilfe in Strafsachen in Zukunft zu ver- 
meiden und durch eine Änderung dieses Ge- 
setzes sicherzustellen, daß die Gerichte im 
freien Teil Deutschlands keine Entscheidungen 
mehr fällen, die dem Gerechtigkeitsempfinden 
zuwiderlaufen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 31. August 1973 

Die Bundesregierung beabsichtigt entsprechend ihrer Übung 
nicht, hier zu Entscheidungen unabhängiger Gerichte wertend 
Stellung zu nehmen. Sie muße es sich deshalb auch versagen, auf 
die Äußerung zu antworten, unsere Gerichte fällten im Zusam- 
menhang mit der Anwendung des Gesetzes über die innerdeut- 
sche Rechts- und Amtshilfe in Strafsachen Entscheidungen, die 
dem Gerechtigkeits empfinden widersprechen. Ich darf insoweit 
nur anmerken, daß die differenzierte Beurteilung des Falles durch 
die Presse Ihr Urteil nicht unbedingt unterstützt. 

Nach Auffassung der Bundesregierung ermöglichen es im übrigen 
die Bestimmungen des genannten Gesetzes, insbesondere die 
Vorschriften über den Umfang und die Grenzen der Rechtshilfe 
sowie über das Verfahren einschließlich des Besch w erdeverf ah- 
rens, in jedem Einzelfall den Schutz des von der Rechtshilfe 
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Betroffenen sorgfältig und gerecht gegen das Interesse an einem 
möglichst reibungslos funktionierenden innerdeutschen Rechts- 
und Amtshilfeverkehr in Strafsachen abzuwägen. 

Pläne, das Gesetz über die innerdeutsche Rechts- und Amtshilfe 
in Strafsachen zu ändern, bestehen derzeit nicht. 


22. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Reso- 

Kiechle lution des Europarats, die sich für eine Ab- 

(CDU/CSU) Schaffung kurzer Freiheitsstrafen ausspricht, 

und wie wird sichergestellt, daß die Krimina- 
lität, der mit kürzeren Freiheitsstrafen „begeg- 
net wird, mit größerem und durchschlagendem 
Erfolg bekämpft wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Bayerl 
vom 30. August 1973 

Das Ministerkomitee des Europarats hat sich mit Resolution (73) 
17 vom 13. April 1973 nicht für die vollständige Abschaffung 
kurzer Freiheitsstrafen ausgesprochen, sondern den Regierungen 
der Mitgliedstaaten unter anderem empfohlen, „alle erdenklichen 
Schritte zu unternehmen, um Gefängnisstrafen für Täter minder 
schwerer Straftaten und für Personen, die als, nicht sehr gefähr- 
lich für die Gemeinschaft angesehen werden, einzuschränken." 

Dieser allgemein anerkannten kriminalpolitischen Forderung 
trägt eine im Jahre 1969 vom Deutschen Bundestag einstimmig 
verabschiedete Vorschrift bereits Rechnung: Nach § 14 des Straf- 
gesetzbuches in der Fassung des Ersten Gesetzes zur Reform 
des Strafrechts vom 25. Juni 1969 (BGBl. I S. 645) verhängt das 
Gericht eine Freiheitsstrafe unter sechs Monaten nur, wenn be- 
sondere Umstände, die in der Tat oder der Persönlichkeit des 
Täters liegen, die Verhängung einer Freiheitsstrafe zur Einwir- 
kung auf den Täter oder zur Verteidigung der Rechtsordnung 
unerläßlich machen. 

Die genannte Vorschrift hat sich dahin ausgewirkt, daß der An- 
teil der zu Geldstrafe Verurteilten an der Gesamtzahl der nach 
allgemeinem Strafrecht Verurteilten von ca. 62°/o im Jahr 1967 
auf ca. 84°/o im Jahr 1971 anstieg. Die Zahl der zu kurzen Frei- 
heitsstrafen unter sechs Monaten Verurteilten ist erheblich zu- 
rückgegangen, und zwar von ca. 158 000 im Jahr 1968 auf ca. 
55 000 im Jahr 1971. 

Anhaltspunkte dafür, daß der Ersatz kurzer Freiheitsstrafen 
durch Geldstrafen die Bekämpfung der Kriminalität beeinträch- 
tigt hat, liegen nicht vor. 

Es entspricht allgemeiner in- und ausländischer Überzeugung, 
daß kurze Freiheitsstrafen bei der Bekämpfung minder schwerer 
Straftaten kein wirksameres Mittel sind als geeignete Sanktionen 
ohne Freiheitsentzug. Hohe Geldstrafen, wie sie neuerdings bei- 
spielsweise bei Vergehen im Straßenverkehr verhängt werden, 
haben offenbar eine beträchtliche präventive Wirkung. Das Mini- 
sterkomitee des Europarates, hat in der erwähnten Resolution 
empfohlen, neben der Geldstrafe auch andere neuartige Sanktio- 
nen ohne Freiheitsentzug zu entwickeln. Dieser Empfehlung steht 
die Bundesregierung aufgeschlossen gegenüber. Die Verwar- 
nung mit Strafvorbehalt, die durch das Zweite Gesetz zur Reform 
des Strafrechts mit Wirkung vom 1. Januar 1975 eingeführt wer- 
den wird, ist eine solche neuartige Sanktion. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


23. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, in Abschnitt 

Dr. Schäuble 21 der Lohnsteuerrichtlinien die Höchstgrenze 
(CDU/CSU) von 0,25 DM je Kilometer bei Benutzung eines 

privaten Kraftfahrzeugs für die nichtlohn- 
steuerpflichtige pauschale Erstattung von Fahr- 
kosten durch den Arbeitgeber in Anpassung an 
die tatsächliche Entwicklung der Kraftfahr- 
zeugkosten zu erhöhen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Porzner 
vom 7. September 1973 

Die Bundesregierung hat bereits im Frühjahr dieses Jahres zu 
erkennen gegeben, daß sie eine Erhöhung des z. Z. geltenden 
Kilometersatzes von 0,25 DM beabsichtigt. Allerdings sollte diese 
Erhöhung nicht isoliert, sondern in Verbindung mit weiteren 
Verbesserungen, insbesondere mit einer Erhöhung der steuer- 
freien Pauschbeträge für Verpflegungs- und übernachtungsko- 
sten bei Dienstreisen vorgenommen werden. Einzelheiten der 
vorgesehenen Neuregelungen sind bereits Ende März 1973 mit 
den Finanzministerien der Länder erörtert worden. 

Bei diesen Erörterungen bestand jedoch Einvernehmen darüber, 
daß die steuerlichen Neuregelungen erst von dem Zeitpunkt an 
wirksam werden sollen, zu dem auch ein von der Bundesregie- 
rung eingebrachtes Gesetz zur Änderung des für den öffentlichen 
Dienst maßgebenden Bundesreisekostengesetzes (Drucksache 
7/283) in Kraft tritt. Denn zwischen dem Bundesreisekostengesetz 
und den steuerlichen Bestimmungen über die Steuerfreiheit von 
Reisekostenvergütungen bei Dienstreisen von Arbeitnehmern in 
der Privatwirtschaft besteht ein enger Zusammenhang-, die für 
den öffentlichen Dienst maßgebenden Vorschriften über den 
Ersatz von Reisekosten einschließlich des Kostenersatzes für die 
Benutzung eines eigenen Kraftwagens bilden seit jeher einen 
Anhaltspunkt für entsprechende steuerliche Regelungen. 

Das Gesetz zur Änderung des Bundesreisekostengesetzes ist bis- 
her vom Bundestag noch nicht beschlossen worden; der feder- 
führende Innenausschuß wird seine Beratungen erst nach der 
Sommerpause wieder aufnehmen. Solange das Gesetz nicht be- 
schlossen ist, kann auch eine steuerliche Neuregelung, die im 
Verwaltungswege zu treffen wäre, nicht eingeführt werden. 
Andernfalls wäre die Gefahr nicht auszuschließen, daß die bei- 
den Regelungen voneinander abweichen. 

24. Abgeordneter Wann wird diie Bundesregierung voraussicht- 

Hödierl lieh die Gesetzentwürfe zum Kernstück der 

(CDU/CSU) großen Steuerreform, d. h. zur umfassenden 

Neuregelung der Einkommensteuer, der Spar- 
förderung und der Körperschaftsteuer verab- 
schieden und dem Parlament zuleiten? 

25. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für möglich, daß 

Höcherl die große Steuerreform einschließlich der um* 

(CDU/CSU) fassenden Neuregelung des Rechts der Ein- 

kommensteuer, der Sparförderung und der 
Körperschaftsteuer zum 1. Januar 1975 in Kraft 
treten kann? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Porzner 
vom 11. September 1973 

Die Bundesregierung wird die Gesetzentwürfe zu dem von Ihnen 
angesprochenen 3. Steuerreformpaket voraussichtlich noch im 
Oktober d. J. verabschieden und anschließend unverzüglich dein 
Bundesrat und nach dessen Stellungnahme dem Bundestag zu- 
leiten. 

Ihre zweite Frage geht noch davon aus, daß die Neufassung sämt- 
licher in die Steuerreform einbezogenen Gesetze zu demselben 
Zeitpunkt in Kraft treten soll. Wie Sie wissen, ist jedoch das zum 
2. Steuerreformpaket gehörende Grunds.teuergesetz bereits am 
8. August d. J. in Kraft getreten. Es wird erstmals für die Grund- 
steuer des Jahrs 1974 gelten. 

Der Finanzausschuß des Deutschen Bundestags wird irn Septem- 
ber die Beratungen über den Entwurf eines Erbschaftsteuer- 
gesetzes fortsetzen. Die CDU/CSU-Fraktion hat sich ebenso wie 
die Koalitionsfraktionen und die Bundesregierung dafür ausge- 
sprochen, das neue Erbschaftsteuerrecht bereits ab 1. Januar 1974 
anzuwenden. Nach Verabschiedung dieses Gesetzes sollen die 
Beratungen über die Entwürfe zuin neuen Vermögensteuergesetz 
und zur Abgabenordnung aufgenommen bzw. zu Ende geführt 
werden. 

Für diese Gesetze wie für alle übrigen Steuerreformgesetze gilt 
jedoch gleichermaßen, daß der Zeitpunkt des Inkrafttretens nach 
der Zuleitung der Entwürfe an die gesetzgebenden Körperschaf- 
ten allein von dem Verlauf der Beratungen im Bundestag und 
Bundesrat abhängt. 

Die Bundesregierung wird jedoch alles in ihren Kräften Stehende 
beitragen, um eine zügige Beratung und ein baldiges Inkraft- 
treten der Gesetze zu ermöglichen. 

26. Abgeordneter Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, 

Walther durch eine entsprechende Gesetzesänderung 

(SPD) . zu verhindern, daß ein Verein, wie die „Deut- 

sche Bürgerinitiative e. V.", der laut Bericht 
der „Frankfurter Rundschau" vorn 20. August 
1973 offen faschistisches Gedankengut vertritt, 
von Finanzämtern als gemeinnützig anerkannt 
und damit vom Steuerzahler mit subventio- 
niert wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Porzner 
vom 7. September 1973 

Rechts- oder linksr adikale Bestrebungen gehören nicht zu den 
gemeinnützigen Zwecken im Sinn des § 17 des Steueranpas- 
sungsgesetzes. lnfoLgedes.sen sind bereits nach geltendem Recht 
rechts- oder linksradikale Organisationen ebensowenig steuer- 
lich begünstigt wie Spenden an derartige Organisationen, so daß 
es keiner Gesetzesänderung bedarf. 

Zu dem von Ihnen angesprochenen Sachverhalt kann ich mit 
Rücksicht auf das in § 22 AO garantierte Steuergeheimnis keine 
Einzelheiten mitteilen. Sie dürfen jedoch versichert sein, daß 
das .Bundesfinanzministerium im Benehmen mit den Finanzbe- 
hörden der Länder jedem begründeten Hinweis auf die mög- 
licherweise ungerechtfertigte Inanspruchnahme von Steuervor- 
teilen nachgeht und daß die Finanzbehörden bestrebt sind, einen 
Mißbrauch steuerlicher Vergünstigungen durch die als gemein- 
nützig anerkannten Institutionen auszuschließen. 
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27. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Welche Pläne hat bzw. unterstützt z. Z. die 
Bundesregierung hinsichtlich der Reform der 
Kraftfahrzeugsteuer, und wann ist mit einer 
Verwirklichung dieser Pläne zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Porzner 
vom 7. September 1973 


Im Bundesfimanzministerium wird zur Zeit ein Entwurf vorbe- 
reitet, der auf eine grundlegende Änderung des Kraftfahrzeug- 
steuerrechts abzielt. Als wesentliches Merkmal enthält der Ent- 
wurf die Umstellung der Pkw-Besteuerung auf ein Steuerplaket- 
tenverfahren innerhalb eines Dreistufentamfs. Durch dieses Ver- 
fahren sollen die Finanzämter fühlbar entlastet werden. Das 
entspricht einem dringenden Anliegen der Länder. 

Es ist vorgesehen, den Gesetzentwurf zusammen mit anderen 
wichtigen Steuerreformentwürfen Ende Oktober d. J. dem Kabi- 
nett zur Entscheidung vorzulegen. Das neue Kraftfahrzeugsteuer- 
recht kann frühestens am 1. Januar 1975 in Kraft treten. 


28. Abgeordneter 

Lenzer 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung eine Ände- 
rung des § 65 Abs. 2 Ziff. 4 des Einkommen- 
steuergesetzes, der einen Pauschbetrag an be- 
stimmte Personenkreise wie z. B. Kriegerwit- 
wen und Witwen von Unfallopfern usw. von 
720 DM monatlich gewährt dergestalt, daß 
diese Regelung allgemein geltendes Recht für 
alle Witwen wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Porzner 
vom 7. September 1973 


Einen steuerfreien Pauschbetrag für Hinterbliebene von 720 DM 
jährlich erhalten nur solche Personen, die Anspruch auf bestimm- 
te Hinterbliebenenbezüge, z. B. nach dem Bundesversorgungsge- 
setz, haben. 

Die Berechtigung dieses steuerfreien Pauschbetrags ist umstrit- 
ten. Die unabhängige, von dem ehemaligen bayerischen Staats- 
minister der Finanzen Eberhard geleitete Steuerreformkommis- 
sion kam in ihrem Gutachten zur Steuerreform sogar zu dem 
Ergebnis, daß der Pauschbetrag systemfremd sei und keine Be- 
rechtigung habe. Gleichwohl hat die Bundesregierung aus allge- 
meinen sozialen Erwägungen davon abgesehen, eine Aufhebung 
des steuerfreien Pauschbetrags, der — wenn auch mit geringeren 
Beträgen — immerhin schon seit Jahrzehnten besteht, zu er- 
wägen. 

Die Regelung sollte andererseits auch nicht dahin erweitert wer- 
den, daß der steuerfreie Pauschbetrag allen Witwen gewährt 
wird. Hierdurch würden verwitwete Ehfrauen gegenüber anderen 
alleinstehenden Steuerpflichtigen steuerlich bevorzugt, ohne daß 
sachliche Gründe erkennbar wären, die eine solche Bevorzugung 
rechtfertigen könnten. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


29. Abgeordneter In welchem Ausmaß und mit welchem Erfolg 

Junghans wurden die im Zweiten Stabilitätsprogramm 

(SPD) der Bundesregierung vom Mai d. J. beschlos- 

senen handelspolitischen Maßnahmen bisher 
verwirklicht? 

Antwort des Bundesministers Dr. Friderichs 
vom 5. September 1973 

Die Bundesregierung hat alle im Zweiten Stabilitätsprogramm 
beschlossenen handelspolitischen Maßnahmen in Kraft gesetzt. 
Bereits wenige Wochen nach Veröffentlichung dieser Maßnah- 
men sind die Ausschreibungen für die zusätzlichen Einfuhr- 
möglichkeiten in den preislich besonders interessanten Waren- 
bereichen im Durchschnitt zu 50°/o f in einigen Fällen bereits zu 
100°/o in Anspruch genommen worden. Nach dem bisher gezeig- 
ten starken Interesse wird man erwarten können, daß die Mög- 
lichkeiten zu verstärkter Einfuhr bis zum Jahresende ausge- 
schöpft sein werden und sich das Warenangebot auf dem deut- 
schen Markt entsprechend erhöht. Damit sind die Voraussetzun- 
gen dafür geschaffen, daß die handelspolitischen Maßnahmen des 
Zweiten Stabilitätsprogramms den von der Bundesregierung 
erhofften Erfolg haben werden. 


30. Abgeordneter Welches weitere Vorgehen ist in diesem Zu- 
Junghans sammenhang geplant? 

(SPD) 

Antwort des Bundesministers Dr. Friderichs 
vom 5. September 1973 

Das weitere Vorgehen hängt von der inländischen Konjunktur- 
und Preisentwicklung ab. Die Bundesregierung wird diese Ent- 
wicklung in den nächsten Monaten sehr sorgfältig verfolgen. Sie 
ist entschlossen, ihre Stabilitätspolitik kontinuierlich fortzu- 
setzen. 


31. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Roh- 
stoffverknappung der Bundesrepublik Deutsch- 
land in der anwendungsorientierten Forschung 
im Bereich der Werkstoffe, und teilt sie die 
Auffassung, über die bisherigen Förderungs- 
maßnahmen hinaus, durch Vorratskäufe z. B. 
von Edelmetallen, die industrielle Innovation 
verstärkt zu fördern? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Rohwedder 
vom 10. September 1973 

Die Marktentwicklung hat bei einigen Rohstoffen zu einem aus- 
geprägten Preisanstieg geführt. Der Bundesregierung liegen je- 
doch keine Informationen über eine Rohstoffverknappung in der 
anwendungsorientierten Forschung im Bereich der Werkstoffe 
vor. 

Die Bundesregierung sieht in der Rohstoffvorsorge für die indu- 
strielle Innovation grundsätzlich eine Aufgabe der Unternehmen. 
Sie teilt nicht die Auffassung, daß zu diesem Zweck Vorrats- 
käufe z. B. von Edelmetallen gefördert werden sollten. Mittel 
des Bundes stehen dafür auch nicht zur Verfügung. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


32. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Möglich- 
Dr. GÖlter keiten der Rediskontierung der Weinernte- 

(CDU/CSU) finanzierung zu erweitern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 31. August 1973 

Um nachteilige Folgen für die anstehende Erntefinanzierung 
durch die restriktive Kreditpolitik der Notenbank abzuwenden, 
hat die Bundesregierung nach eingehenden Verhandlungen mit 
der Deutschen Bundesbank erreichen können, daß in diesem 
Jahr mit 270 Millionen DM der gleiche Betrag an Zusatzkontin- 
genten für saisonale Ernte- und Düngemittelfinanzierungen wie 
im Vorjahr zur Verfügung steht. Damit bestehen für die dies- 
jährige Erntefinanzierung trotz der fünffachen Kürzungen der 
Normrediskont-Kontingente die speziellen Refinanzierungshilfen 
der Bundesbank unverändert fort. Zu einer weiteren Aufstok- 
kung der Zusatzkontingente oder einer generellen oder teil- 
weisen Ausnahme für die der Landwirtschaft nahestehenden 
Kreditinstitute von den allgemeinen Kürzungen der Rediskont- 
Kontingente oder von der Aussetzung des Lombardkredits 
konnte sich der Zentralbankrat dagegen nicht entschließen. Er 
befürchtete, hiermit die Prinzipien der global gesteuerten Kredit- 
politik zu unterlaufen und Privilegien zu schaffen, die sich gegen- 
über anderen, von den Kreditrestriktionen ebenfalls getroffenen 
Wirtschaftszweigen nicht vertreten ließen. 

Eine Möglichkeit, die Rediskontierung der Weinerntefinanzie- 
rung zu erweitern, besteht daher nicht. 

Abgesehen davon können nach der EWG-Weinrnarktordnung 
Lagerbeihilfen für Tafelwein gewährt werden, wenn die ent- 
sprechenden Voraussetzungen der Verordnung 816/70 (EWG) 
erfüllt sind. Für Qualitätswein sind indessen keine Interventions- 
maßnahmen vorgesehen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Be- 
völkerung im Raum Coesfeld derzeit unzumut- 
baren Lärmbelästigungen durch Tiefflugübun- 
gen von Strahlflugzeugen der NATO-Partner 
ausgesetzt ist, und ist sie bereit, auf die Regie- 
rungen der in Frage kommenden Länder ein- 
zuwirken, daß diese sich bei den unumgänglich 
nötigen übungsflügen denselben Beschränkun- 
gen unterwerfen, wie sie für die Bundesluft- 
waffe gelten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 4. September 1973 

1. Die Klagen über Lärmbelastungen durch Tiefflüge von 
Strahlflugzeugen der Streitkräfte gehen aus allen Bereichen der 
Bundesrepublik Deutschland ein, in denen diese Flüge durch- 


33. Abgeordneter 
Jaunich 
(SPD) 
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geführt werden dürfen. Verständlicherweise wird besonders in 
den wenigen Gebieten geklagt, in denen Tiefflugübungen unter- 
halb von 500 Fuß (150 m) bis zu einer Mindestflughöhe von 
250 Fuß (75 m) zulässig sind. 

In einem dieser insgesamt sieben Tiefflugübungsgebiete liegt 
Coesfeld. 

2. Bei Schönwetterperioden sind diese Klagen besonders häufig. 
Der Grund hierfür ist, daß die NATO-Luftstreitkräfte ein fest- 
gelegtes Jahresflugprogramm zu erfüllen haben. Tiefflug ist ein 
wesentlicher Teil dieses Programms, dessen Erfüllung zur Auf- 
rechterhaltung der Einsatzbereitschaft unbedingt erforderlich ist. 
Die langanhaltende Schönwetterperiode dieses Sommers mußte 
- — wie jede andere — genutzt werden, um Nachholbedarf ab- 
zudecken und bereits im Hinblick auf den bevorstehenden Herbst 
und Winter das Flugstundensoll zu erfüllen. 

3. Die Bundesrepublik Deutschland hat sich im Artikel 46 Abs. 3 
des Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut verpflichtet, 
den verbündeten Streitkräften Gebiete zur Verfügung zu stellen, 
in denen im Interesse der Erhaltung der Verteidigungskraft tiefer 
als allgemein zulässig — d. h. unterhalb 500 Fuß (150 m) über 
Grund — geflogen werden darf. 

Die Mehrzahl der verbündeten Luftstreitkräfte hat sich schon 
bereit erklärt, Flüge unterhalb 500 Fuß nur noch bei Manövern 
durchzuführen. 

Das Bundesministerium der Verteidigung ist in Ihrem Sinne 
bemüht, die von Ihnen angeregten Beschränkungen bei allen 
Verbündeten zu erreichen. 


34. Abgeordneter Treffen Informationen zu, wonach die Bundes- 
Engelhard wehr-Flugschule Fürstenfeldbruck aufgelöst 

(FDP) und der dortige Flugplatz mit Starfighter-, 

bzw. Phantomjäger-Maschinen belegt werden 
soll? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 11. September 1973 

Zur Zeit plant die Luftwaffe weder die in Fürstenfeldbruck lie- 
gende Waffenschule 50 aufzulösen noch einen mit Starfightern 
bzw. Phantom ausgerüsteten Verband dort zu stationieren. Dies 
schließt allerdings gelegentliche Anflüge des Platzes durch Star- 
fighter- bzw. Phantom-Flugzeuge der Luftwaffe oder verbünde- 
ter Streitkräfte nicht aus. 


35. Abgeordneter 

Bedter 

(Nienberge) 

(SPD) 


Welche realistischen Möglichkeiten sieht die 
Bundesregierung, den unerträglichen Fluglärm 
durch extrem tieffliegende Militärflugzeuge im 
Raum um Münster (Westfalen) grundsätzlich 
zu reduzieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 11. September 1973 

Die Klagen der Bevölkerung über Lärmbelastungen durch Tief- 
flüge von Strahlflugzeugen der Streitkräfte gehen aus allen Be- 
reichen der Bundesrepublik Deutschland ein, in denen diese 
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Flüge durchgeführt werden dürfen. Verständlicherweise wird 
besonders in den wenigen Gebieten geklagt, in denen Tiefflug- 
übungen unterhalb von 500 Fuß (150 m) bis zu einer Mindest- 
flughöhe von 250 Fuß (75 m) zulässig sind. 

In einem dieser insgesamt sieben Tiefflugübungsgebiete, die in 
Zusammenarbeit mit den Länderregierungen festgelegt wurden, 
liegt der Raum zwischen Münster und der holländischen Grenze, 

Bei Schönwetterperioden sind die Klagen besonders häufig. Der 
Grund hierfür ist, daß die NATO-Luftstreitkräfte ein festgelegtes 
Jahresflugprogramm zu erfüllen haben. Der Tiefflug ist ein 
wesentlicher Teil dieses Programms, dessen Durchführung zur 
Aufrechterhaltung der Einsatzbereitschaft zwingend erforderlich 
ist. 

Nicht zuletzt aus Lärmbelastungsgründen wurden die Flugstun- 
denforderungen in der Vergangenheit bereits mehrmals redu- 
ziert. Jede weitere Einschränkung des Übungsflugbetriebes 
müßte zu einer Minderung des Einsatzwerts der fliegenden 
Verbände führen. 

Im Zusatzabkommen zum NATO-Truppenstatut hat sich die 
Bundesrepublik Deutschland verpflichtet, den verbündeten Streit- 
kräften Gebiete zur Verfügung zu stellen, in denen im Interesse 
der Erhaltung der Verteidigungskraft tiefer als gesetzlich zu- 
lässig — d. h. unterhalb 500 Fuß (150 m) über Grund — geflogen 
werden darf. Die Mehrzahl der alliierten Luftstreitkräfte hat sich 
bereits der für die Bundeswehr befohlenen Mindestflughöhen- 
regelung — 500 Fuß für alle Strahlflugzeuge; 800 Fuß (250 m) für 
F 104 und Phantom, außer bei besonders befohlenen Manövern — 
angeschlossen. 

Angesichts des unverändert fortbestehenden Verteidigungsauf- 
trages sehe ich zur Zeit kurzfristig keine Möglichkeit, eine grund- 
sätzliche Lösung des Problems der Fluglärmbelastung im Raum 
westlich Münster zu erreichen. 


36. Abgeordneter Kann die Bundesregierung zeitliche und räum- 
Bedcer liehe Beschränkungen für tieffliegende Militär- 

(Nienberge) flugzeuge anordnen bzw. vereinbaren? 

(SPD) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 11. September 1973 

Die derzeitig gültige Tiefflugordnung, verbindlich für alle im 
Luftraum der Bundesrepublik Deutschland operierenden Ver- 
bände der Bündnispartner, sieht bereits zeitliche und räumliche 
Einschränkungen vor. Diese tragen einerseits wesentlich zur 
Verringerung der Lärmbelastung bei, andererseits erhalten sie 
aber auch die dringend benötigten Übungsmöglichkeiten. 

Danach dürfen Tiefflüge grundsätzlich nur an Werktagen (Mon- 
tag biis Freitag) zwischen 07.00 Uhr und 17.00 Uhr stattfinden. 
Nachttiefflug ist auf die Zeit zwischen Sonnenuntergang und 
24.00 Uhr der gleichen Tage beschränkt. Abweichungen, z. B. 
bei Manövern, bedürfen der Genehmigung. 

Tiefflüge im Höhenband zwischen 500 Fuß (150 m) und 1500 Fuß 
(450 m) können grundsätzlich im gesamten Luftraum über der 
Bundesrepublik Deutschland durchgeführt werden. Ausgenom- 
men davon sind jedoch: 
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— Grenznahe Gebiete im Osten und Süden des Landes; 

— Räume hoher Luftverkehrsdichte um Zivilflughäfen ; 

— weit über 150 für den Tief f lug gesperrte Gebiete (z. B. Flug- 
platzkontroll- oder Schutzzonen, Fallschirmabsprunggebiete, 
Flugbeschränkungsgebiete, Segelflugplätze usw.) ; 

— Städte über 100 000 Einwohner. 

Darüber hinaus sind kleinere Orte, besonders Kurorte und Heil- 
bäder (etwa 250), nach Möglichkeit zu umfliegen. 

In dem nach diesen Einschränkungen noch verbleibenden Luft- 
raum, unter dem auch der Raum westlich Münster liegt, wurden 
zur Vermeidung von Ballungen Strecken oder Übungsgebiete 
bewußt nicht festgelegt, da sie zu Zusammenstoßgefahren oder 
erhöhter Lärmbelastung geführt hätten. 

Für hauptsächlich bei Manövern erforderliche Flüge in Höhen 
zwischen 250 Fuß (75 m) und 500 Fuß (150 m) stehen die, mög- 
lichst über dünner besiedelten Landstrichen eingerichteten, be- 
reits erwähnten Übungsgebiete zur Verfügung. 

Nachttiefflug findet in einem besonderen Strecken System statt, 
in dem die Flughöhe mindestens 1000 Fuß (300 m) beträgt. 

Von der Möglichkeit, einen Teil des Flugbetriebs der Bundes- 
wehr in das Ausland zu verlegen, wird seit Jahren Gebrauch 
gemacht. Die Flugzeugführerausbildung findet fast ausschließlich 
in den Vereinigten Staaten statt, und eine Vielzahl von Übungs- 
einsätzen wird im Luftraum anderer NATO-Partner geflogen. 

Die Eigentümlichkeit ihres Auftrags bindet die Masse der in un- 
serem Lande stationierten Luftstreitkräfte jedoch an den Luft- 
raum über der Bundesrepublik Deutschland. Ein Großteil der 
Ausbildung«- und Übungseinsätze der fliegenden Verbände muß 
daher unter den im Verteidigungsfall zu erwartenden Bedingun- 
gen geflogen werden. 

Im allgemeinen wird der militärische Flugbetrieb ohne besondere 
zeitliche Konzentrierung abgewickelt. Bei Manövern oder in 
Schönwetterperioden sind jedoch Schwerpunktbildungen nicht zu 
vermeiden. Da aus Flugsicherheitsgründen nicht völlig wetter- 
unabhängig geflogen werden kann, müssen Ausbiidungs- oder 
Flugstundensollrückstände gelegentlich nachgeholt werden. Die- 
se, der vorherrschenden Wetterlage entsprechend, meist jahres- 
zeitlich bedingten Zunahmen der Flugbewegungen, führen dann 
zu der beobachteten, jedoch nicht als Norm anzusehenden und 
vor allem nicht anhaltenden, Steigerung der Anzahl der Tiefflüge. 

Der Führungsstab der Luftwaffe hat Vorschläge zur Neuordnung 
des Luftraums erarbeitet, die zur Zeit mit den für Teilfragen und 
Konsequenzen zuständigen Stellen koordiniert werden. Eine 
kurzfristige Realisierung dieser Pläne, von denen ich auch eine 
wesentliche Minderung der Lärmbelästigung erwarte, ist jedoch 
wegen der Vielfältigkeit ihrer Auswirkungen, die zu bedenken 
sind, nicht zu erwarten. 


37. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß von 
Seefeld Bewohnern zahlreicher Gemeinden Nord- und 

(SPD) Mittelbadens Klagen über zunehmende Stö- 

rungen durch tieffliegende Militärflugzeuge 
geführt werden, und welche Möglichkeiten 
hat die Bundesregierung, solche Flüge einzu- 
schränken oder zu untersagen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 11. September 1973 

Klagen über Lärmbelastungen durch tieffliegende Strahlflug- 
zeuge gehen aus allen Teilen der Bundesrepublik Deutschland 
ein, in denen Tiefflüge durchgeführt werden. 

Diese Flüge sind zwingend erforderlich, weil jeder Flugzeug- 
führer in der Lage sein muß, seinen Auftrag im Tiefflug durch- 
zuführen. Nur in unmittelbarer Bodennähe besteht die Aussicht, 
sich der gegnerischen Radar-Erfassung zu entziehen. Da die im 
Tiefflug auftretenden navigatorischen und taktischen Schwierig- 
keiten in größeren Höhen entfallen, müßte eine allgemeine An- 
hebung der Mindestflughöhen zur Beeinträchtigung des Kön- 
nens der Piloten und damit zur Minderurng des Einsatzwerts der 
fliegenden Verbände führen. Deshalb wurden bereits Regelungen 
getroffen, die zwar den Umfang des, Flugbetriebs einschränkten 
und die Lärmbelastung verringerten, jedoch den Luftstreitkräften 
noch ausreichenden Übungsraum beließen. 

Die zur Zeit gültige Tiefflugordnung, die für den Tiefflug aller 
im Luftraum der Bundesrepublik Deutschland operierenden Ver- 
bände der Bündnispartner verbindlich ist, sieht u, a. vor: 

Tiefflüge dürfen am Tage grundsätzlich nur an Werktagen (Mon- 
tag bis Freitag) zwischen 07.00 Uhr und 17.00 Uhr, Nachttiefflüge 
zwischen Sonnenuntergang und 24.00 Uhr stattfinden. 

Für alle Strahlflugzeuge der Bundeswehr ist eine Mindestflug- 
höhe von 500 Fuß (150 m), für die F-104- und Phantom-Flugzeuge 
eine von 800 Fuß (250 m) vorgeschrieben. Ausnahmen, z. B. bei 
Manövern, bedürfen einer besonderen Genehmigung. Die Mehr- 
zahl der alliierten Luftwaffen hat sich dieser Regelung ange- 
schlossen. 

Städte mit mehr als 100 000 Einwohnern sind zu umfliegen; der 
Überflug kleinerer Orte, besonders Heilbäder und Kurorte, ist 
nach Möglichkeit zu vermeiden. Bei den hohen Geschwindig- 
keiten und der Beanspruchung der Piloten im Tiefflug lassen sich 
jedoch unbeabsichtigte Überflüge leider nicht immer aus.schlies- 
sen. 

Von der Möglichkeit, einen Teil des Flugbetriehs der Bundeswehr 
in das Ausland zu verlegen, wird seit Jahren Gebrauch gemacht. 
Die Flugzeugführerausbildung findet fast ausschließlich in den 
Vereinigten Staaten statt, und eine Vielzahl von Übungseinsät- 
zen wird im Luftraum anderer NATO-Partner geflogen. 

Die Eigentümlichkeit ihres Auftrags bindet die Masse der in un- 
serem Lande stationierten Luftstreitkräfte jedoch an den Luft- 
raum über der Bundesrepublik Deutschland. Der Großteil der 
Übungseinsätze muß daher unter den im Verteidigungsfall zu 
erwartenden Bedingungen geflogen werden. 

Im allgemeinen wird der miltärische Flugbetrieb ohne besondere 
zeitliche Konzentrierung abgewickelt. Schwerpunktbildungen 
sind jedoch aus Wettergründen oder bei Manövern durchaus 
möglich. Der Tiefflug ist ein wesentlicher Teil des Jahresflug- 
programms, dessen Erfüllung zur Aufrechterhaltung der Einsatz- 
bereitschaft unbedingt erforderlich ist. 

Die langanhaltende Schönwetterperiode dieses Sommers wurde 
deshalb ausgenutzt, um Nachholbedarf zu decken und im Hinblick 
auf den Herbst und Winter das Flugstundensoll zu erfüllen. Dies 
führte zu der festgestellten, jedoch nicht anhaltenden Steigerung 
der Anzahl der Flugbewegungen. 
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Der Führungsstab der Luftwaffe ist bemüht — auch den Alliier- 
ten gegenüber — die Belastung der Bevölkerung zu mindern. 
Zur Zeit werden Vorschläge zur Neuordnung des Luftraums ge- 
prüft, deren Realisierung allerdings der notwendigen Koordinie- 
rung mit den verschiedensten Stellen wegen kurzfristig nicht zu 
erwarten ist. 


38. Abgeordneter Erfolgte der Flug einer am Montag, dem 
Krall 30. Juli 1973, nahe Coesfeld/Osterwick hernach 

(FDP) abgestürzten Harrier-Maschine in einer geneh- 

migten Höhe und einer genehmigten Flug- 
schneise, und welche Maßnahmen gedenkt die 
Bundesregierung in Auswertung des Absturzes 
zu treffen, um unzumutbare Gefährdungen und 
unerträgliche Belästigungen der Bevölkerung 
in dicht besiedelten Gebieten, wie im Raume 
Coesfeld, zu unterbinden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Berkhan 
vom 11. September 1973 

1. Der Absturz der Harrier am 30. Juli 1973 nahe Coesfeld/ 
Osterwick erfolgte im Tieffluggebiet 2, in dem eine Mindestflug- 
höhe von 250 Fuß (ca. 75 m) über Grund einzuhalten ist. 

Nach meinen Informationen ist diese Mindestflughöhe einge- 
halten worden. 

2. Die Tieffluggebiete, deren Grundlage das Zusatzabkommen 
zum NATO-Truppenstatut bildet, wurden in Zusammenarbeit miit 
dem Bundesministerium für Verkehr und den einzelnen Länder- 
regierungen festgelegt. Hierbei wurde vorzugsweise dünn be- 
siedeltes Gebiet ausgewählt. 

3. Durch enge Zusammenarbeit aller NATO-Luftstreitkräfte und 
regen Erfahrungsaustausch innerhalb besonderer Gremien der 
NATO ist die Bundesregierung ständig bemüht, die Flugsicher- 
heit weitestgehend zu fördern. Trotz aller Maßnahmen lassen 
sich jedoch Unfälle leider nicht vermeiden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


39. Abgeordneter Kann die Bundesregierung Erkenntnisse der 
Lenders amerikanischen Arzneimittelbehörde Federal 

(SPD) Drug Administration (FDA) bestätigen (siehe 

„Die Zeit" vom 6. Juli 1973), daß der Gebrauch 
von Intimsprays weder aus medizinischen noch 
hygienischen Gründen angezeigt ist, sondern 
vielmehr eine Gefahr von schmerzhaften Haut- 
reizungen und Infektionen besteht, und ist die 
Bundesregierung gegebenenfalls bereit, ähn- 
lich der FDA-Empfehlung auf jede Dose eine 
Warnung über mögliche Gefahren der An- 
wendung vorzuschreiben und die Werbung 
mit den Begriffen Gesundheit und Hygiene zu 
verbieten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 11. September 1973 

Die Zweckmäßigkeit der Verwendung von Intimsprays ist trotz 
der Zusätze bakteriostatisch wirkender Substanzen aus hygieni- 
scher Sicht umstritten. Ihre Bedeutung liegt vorwiegend in der 
Beeinflussung des Körpergeruchs. 

Nach einer Umfrage des Bundesgesundheitsamts bei einigen 
führenden Frauenärzten sind auch in der Bundesrepublik 
Deutschland gelegentlich Reizungen oder Entzündungen beob- 
achtet worden, die möglicherweise auf einen vorauszusehenden, 
aber nicht bestimmungsgemäßen Gebrauch von Intimspray zu- 
rückzuführen sind. 

Die Kosmetik-Kommission beim Bundesgesundheitsamt, die sich 
mit den gesundheitlichen Problemen auch bei der Anwendung 
von Intimsprays befaßt, hält die vorhandenen wissenschaftlichen 
Unterlagen über die in kosmetischen Mitteln verwendeten 
keimhemmenden Substanzen in toxikologischer und allergener 
Hinsicht für unzureichend. Es ist nicht auszuschließen, daß diese 
unter bestimmten Bedingungen die beobachteten Nebenwirkun- 
gen verursachen. Ein entsprechender Forschungsauftrag ist da- 
her vom Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesundheit 
an zwei deutsche Hochschulinstitute vergeben worden. 

Sollten diese Untersuchungen ergeben, daß bestimmte Wirk- 
stoffe in gesundheitlicher Hinsicht bedenklich sind, so werden 
die erforderlichen Maßnahmen zum Schutz der Verbraucher un- 
verzüglich getroffen werden. 

Rechtsvorschriften über Warnungen oder Werbebeschränkungen 
lassen sich auf Grund der gegenwärtigen wissenschaftlichen 
Erkenntnisse und der Rechtslage nicht verwirklichen. 


40. Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Arbeit 
der Deutschen Klinik für Diagnostik, und hält 
sie es für möglich, sich selbst finanziell an 
einer Auffanggesellschaft zu beteiligen, die 
eine Weiterarbeit dieser Institution gewähr- 
leisten kann? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Wolters 
vom 3. September 1973 

In der Deutschen Klinik für Diagnostik in Wiesbaden ist eine 
schnelle, umfassende Diagnose von Problemfällen durch ein 
besonders spezialisiertes und qualifiziertes Ärzteteam möglich, 
die jedenfalls in dieser Form an anderer Stelle nicht geboten 
wird. Das Bundesministerium für Jugend, Familie und Gesund- 
heit hat die Weiterführung dieser Einrichtung daher aus, gesund- 
heitspolitischer Sicht grundsätzlich befürwortet, sofern eine ganz 
überwiegende Nutzung durch sozialversicherte Patienten in Zu- 
kunft sichergestellt wird. 

Es wird z. Z. geprüft, ob die tatsächlichen und rechtlichen Vor- 
aussetzungen für die Übernahme einer Bürgschaft durch den 
Bund gegeben sind, wie sie insbesondere von dem Land Hessen 
und den Sozialversiicherungsträgern, für erforderlich gehalten 
wird. 
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41. Abgeordnete 
Frau Schleicher 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, den Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Rausch- 
mittelrechts vorzulegen mit dem Ziel, Hanf- 
samen und den Anbau von Textilhanf in die 
Rauschmittelgesetzgebung einzubeziehen, um 
einen zunehmend begangenen Weg zum 
Rauschmittelgenuß zu versperren, und sieht 
die Bundesregierung insoweit die Möglichkeit 
eines gemeinsamen Vorgehens im Rahmen 
der Europäischen Gemeinschaft oder des 
Europarats? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 11. September 1973 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, einen solchen Gesetz- 
entwurf vorzulegen; gleichwohl beobachtet sie die Frage des 
illegalen Hanfanbaus mit besonderer Aufmerksamkeit 

Die Zahl der Fälle illegalen Hanfanbaus hat gegenüber den 
Vorjahren kaum zugenommen. Der Anbau von Hanf (sowohl 
indischer als auch Textilhanf) zum Zwecke der Gewinnung von 
Cannabis-Harz aus seinen Blüten und Fruchtständen ist in der 
Bundesrepublik Deutschland erlaubnispflichtig (§ 1 Abs. 1 Nr. 1 
Buchstabe d in Verbindung mit § 3 des Betäubungsmittelgeset- 
zes). Wer unter diesen Voraussetzungen Hanf ohne Erlaubnis 
anbaut, macht sich strafbar. Da Hanfsamen allenfalls nur geringe 
Spuren von Cannabis-Harz enthält und der Hanfanbau erlaubnis- 
pflichtigt ist, besteht keine Veranlassung, Hanfsamen betäu- 
bungsmittelrechtlichen Einschränkungen zu unterwerfen. 

Die Bundesregierung wird allerdings die Tatbestände des Be- 
täubungsmittelgesetzes, soweit sie Hanf betreffen, überprüfen. 
Im Rahmen einer Novellierung des Betäubungsmittelgesetzes, 
die aus Anlaß der Umsetzung des Wiener Übereinkommens über 
psychotrope Stoffe von 1971 ins nationale Recht noch in dieser 
Legislaturperiode erforderlich ist, wird sie entsprechende Vor- 
schläge unterbreiten. 

Wegen des im Verhältnis zur Bundesrepublik Deutschland er- 
heblich bedeutenderen Anbaus von Textilhanf zur Fasergewin- 
nung in Frankreich und Italien (1973 etwa insgesamt die 100- 
fache Fläche), für den die Gemeinsame Marktorganisation für 
Flachs und Hanf der Europäischen Gemeinschaft gilt, wird ein 
gemeinsames Vorgehen der EG-Staaten in Ihrem Sinne kaum 
möglich sein. Dennoch wird die Bundesregierung im Rahmen der 
nächsten Gesprächsrunde der Pompidou-Initiative zur Rausch- 
giftbekämpfung das Problem des illegalen Hanfanbaus zur 
Sprache bringen. 


42. Abgeordneter 
Geisenhofer 
(CDU/CSU) 


Welche Folgerungen wird die Bundesregie- 
rung aus der Feststellung des Deutschen Cari- 
tasverbands ziehen, daß zahlreiche Sucht- 
kranke und Drogenabhängige rezeptfreien 
Arzneimitteln, wie Spalt-Tabletten, dem 
Schmerzmittel Thomapyrin, den Bemhigungs- 
mitteln Halbmond-Tabletten und Dolestan, so- 
wiie dem Aufputschmittel Encephatool, verfal- 
len seien, und könnte die Rezeptpflichtigkeit 
für solche Mittel bewahrend wirken? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Westphal 
vom 11. September 1973 

Die Bundesregierung ist sich des Problems der mißbräuchlichen 
Verwendung von Arzneimitteln bewußt und beobachtet mit 
Sorge diesen Mißstand. Sie hat deshalb in der Neuordnung des 
Arzneimittelrechtes vorgesehen, die Ermächtigung des § 35 des 
Arzneimittelgesetzes zur Unterstellung unter die Verschreibungs- 
pflicht zu erweitern. Nach der bisherigen Regelung können Arz- 
neimittel nur dann der Verschreibungspflicht unterstellt werden, 
wenn sie bei bestimmungsgemäßen Gebrauch die Gesundheit 
gefährden, wenn sie ohne ärztliche, zahnärztliche oder tierärzt- 
liche Anweisung und Überwachung angewendet werden. Die 
Neuordnung sieht vor, daß Arzneimittel auch dann der Rezept- 
pflicht zugeführt werden, wenn sie mißbräuchlich verwendet 
werden und dadurch die Gesundheit gefährden. 

Die Bundesregierung wird eingehend prüfen, ob dies für die von 
Ihnen genannten Arzneimittel zutrifft. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 

43. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die von der 
Seefeld Deutschen Verkehrswacht bei deren diesjäh- 

(SPD) riger Hauptversammlung verabschiedete Reso- 

lution zur Fahrschulausbildung und Fahrprü- 
fung, und besteht die Absicht, die in dieser 
Resolution erhobenen sieben Forderungen zu 
realisieren? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 10. September 1973 

Die Bundesregierung mißt der Fahrschulausbildung und der 
Fahrprüfung eine erhebliche Bedeutung im Rahmen ihrer Be- 
mühungen zu, die Verkehrssicherheit zu steigern. Im einzelnen 
bezieht sie zu den sieben Forderungen, die die Deutsche Ver- 
kehrswacht bei ihrer diesjährigen Hauptversammlung erhoben 
hat, folgende Stellungnahme: 

1. Die Bundesregierung ist mit der Resolution der Deutschen 
Verkehrswacht der Auffassung, daß die Einheitlichkeit von 
Unterricht und Prüfung in allen Bundesländern gewährleistet 
sein muß. Soweit das mit den erlassenen Ausbildungs- und 
Prüfungsrichtlinien, die von den Ländern einzuführen sind, 
nicht erreicht werden kann, wird der Bundesminister für Ver- 
kehr prüfen, ob er von seiner Ermächtigung, Rechts- oder 
Verwaltungsvorschriften zu erlassen, verstärkt Gebrauch 
machen soll. Allerdings lassen sich Richtlinien schneller und 
leichter an veränderte Gegebenheiten anpassen als Verord- 
nungen oder Allgemeine Verwaltungsvorschriften. Der Ver- 
änderung des Rechtscharakters der Ausbild ungsricbtlinien, 
die nur über eine Ergänzung des Fahrlehrergesetzes möglich 
ist, käme überdies keine entsprechende Wirkung zu, da die 
ordnungsgemäße Ausbildung durch notwendige überwa- 
chungsmaßn ahmen sichergestellt werden kann. Zu diesem 
Zweck ist § 33 Abs. 2 Fahrlehrergesetz geschaffen worden. 
Danach ist die von der jeweiligen Landesregierung bestimmte 
Erlaubnisbehörde verpflichtet, alle zwei Jahre die Durchfüh- 
rung des theoretischen und praktischen Unterrichts in einer 
Fahrschule zu überprüfen. 
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2. Dem theoretischen Unterricht wurde in den vom Bundesmini- 
ster für Verkehr erlassenen Ausbildungsrichtlinien vom 

20. September 1971 (VkBl. S. 512) ein besonderer Stellenwert 
zuerkannt, indem ein Unterrichtsplan von 15 Doppelstunden 
erstellt wurde. Der darin enthaltene Unterrichtsstoff umfaßt 
neben der Vermittlung der notwendigen Rechts- und Geset- 
zeskenntniss.e auch die der Grundregeln für das Verhalten 
im Straßenverkehr und der Verkehrssicherheitslehre. Der 
Bundesminister für Verkehr wird auch in Zukunft mit den 
Berufs verbänden der Fahrlehrer und den Bundesländern 
Überlegungen über die Verbesserung des theoretischen Unter- 
richts anstellen. Hierbei wird auch die Frage einer obligato- 
rischen Teilnahme des Fahrschülers am theoretischen Unter- 
richt ebenso wie die Einrichtung einer Modellfahrschule in 
die Überlegungen einbezogen werden. Es bleibt zu berück- 
sichtigen, daß die Festlegung einer Pflicht zur Teilnahme am 
theoretischen Unterricht für sich allein keine Verbesserung 
der Ausbildung zu bringen vermag. 

3. Die Verkehrssicherheitslehre ist bereits seit der Änderungs- 
verordnung zur Straß enverkehrs-Zulassungs-Ordnung vom 

21. Juli 1969 Bestandteil der Prüfung zum Erwerb der Fahr- 
erlaubnis. Aus diesem Gründe wurde sie auch in die Ausbil- 
dungsrichtlinien aufgenommen. Näheres darüber ist sowohl 
in den Ausbildungsrichtlinien vom 20. September 1971 (VkBl. 
S. 512), als auch in den Prüfungsrichtlinien vom 20. Novem- 
ber 1970 (VkBl. S. 877) ausgeführt. Der den Prüfungsricht- 
linien beigefügte Fragenkatalog enthält bereits Fragen zur 
Verkehrssicherheitslehre. Diese werden nicht nur laufend 
überarbeitet, sondern sollen auch nach Zahl und Umfang ver- 
stärkt behandelt werden. An den Arbeiten sind neben den 
Ländern vor allem die Technischen üb erwachungs- Vereine 
und die Berufsverbände der Fahrlehrer beteiligt. 

4. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die praktische 
Fahrprüfung in verkehrsarmen Orten nicht durchgeführt wer- 
den darf. Der Bundesminister für Verkehr wird, wie bisher 
schon, darauf hinwirken, daß die zuständigen obersten Lan- 
desbehörden nur solche Prüfungsorte zulassen, die den Min- 
destbedingungen der Prüfungsrichtlinien entsprechen. Er wird 
darüber hinaus mit den Ländern prüfen, ob die Mindest- 
bedingungen zu verschärfen sind. Die Einsetzung von Kom- 
missionen zur Bestimmung der Prüfungsorte wäre Sache dei 
zuständigen obersten Landesbehörden. 

5. Autobahnen und Schnellstraßen sind bereits in die praktische 
Ausbildung für jeden Fahrschüler einbezogen. Nach den 
bestehenden Richtlinien sollen in der letzten Ausbildungs- 
stufe auch Fahrten auf Autobahnen und Schnellstraßen durch- 
geführt werden. Entsprechendes gilt nach den Prüfungsricht- 
linien für die Fahrerlaubnisprüfung. Der Bundesminister für 
Verkehr strebt in Übereinstimmung mit den Ländern eine 
weitere Verstärkung der Ausbildung und Prüfung auf Auto- 
bahnen und Kraftfahrstraßen an; er steht darüber im Gedan- 
kenaustausch mit den Technischen überwachungs- Vereinen 
und den Berufsverbänden der Fahrlehrer. 

6. Die in den geltenden Prüfungsrichtlinien angegebene „in der 
Regel" -Prüfungszeit von 30 Minuten muß angesichts der 
gestiegenen Anforderungen des Straßenverkehrs künftig in 
jedem Falle voll ausgeschöpft werden; der Bundesminister 
für Verkehr wird die dazu notwendigen Maßnahmen einlei- 
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ten. Eine generelle Anhebung der Prüfungszeit auf 45 Minu- 
ten erscheint nicht unbedingt geboten; ihr würden auch Kapa- 
zitätsschwierigkeiten bei den Stellen entgegenstehen, die die 
Prüfung abnehmen. 

7. Nach § 11 a der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung ist die 
Fahrerlaubnis auf das Führen von Kraftfahrzeugen mit auto- 
matischer Kraftübertragung zu beschränken, wenn das bei 
der Prüfungsfahrt verwendete Kraftfahrzeug mit automati- 
scher Kraftübertragung ausgestattet war. Der Führerschein 
bekommt jedoch trotz Verwendung eines Prüfungsfahrzeugs 
mit automatischer Kraftübertragung keinen Beschränkungs- 
vermerk, wenn es sich um die Erteilung der Fahrerlaubnis 
der Klasse 3 (nicht auch 2) handelt und wenn der Fahrer- 
laubnisbewerber durch eine schriftliche, von ihm zu bestäti- 
gende Erklärung einer Fahrschule nachweist, daß er min- 
destens 6 Fahrstunden zu je 45 Minuten auf einem Kraftfahr- 
zeug der Klasse 3 mit Schaltgetriebe ausgebildet worden ist. 
Diese Regelung ist erst durch die Verordnung zur Änderung 
der Straßenverkehris-Zulassungs-Ordnung vom 14. Juli 1972 
(BGBl. I S. 1209) eingeführt und am 1. November 1972 in 
Kraft getreten. Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß, sie 
bereits, jetzt wieder zu ändern, zumal ausreichende Erfah- 
rungen darüber, wie sich die Neuregelung bewährt, schon 
wegen der Kürze der Zeit nicht vorliegen. 


Ist die Entscheidung des Bundesministers für 
Verkehr, alle Straßenschilder mit der Auf- 
schrift „Zonengrenze“ zu entfernen, im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister des Innern 
und dem Bundesminister für innerdeutsche 
Beziehungen erfolgt, und wie werden die 
Verkehrsteilnehmer in Zukunft auf die Zonen- 
grenze mit ihren leider unveränderten Gefah- 
ren aufmerksam gemacht? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 10. September 1973 

Die Weisung des Bundesministers für Verkehr an die obersten 
Straßenbaubehörden der Länder, an Bundesfernstraßen, die in 
die DDR führen und in deren Verlauf ein Grenzübergang nicht 
möglich ist, das am letzten Knotenpunkt vor der Grenze an der 
wegweisenden Beschilderung angebrachte Zusatzschild „Zonen- 
grenze . . . km“ entfallen zu lassen, erfolgte im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister für innerdeutsche Beziehungen. Ein Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister des Innern war nicht er- 
forderlich, da für die wegweisende Beschilderung an Bundesfern- 
straßen der Bundesminister für Verkehr zuständig ist. 

Der Bundesgrenzschutz weist weiter in geeigneter Weise auf die 
im Bereich der Grenze zur DDR bestehenden Gefahren hin. 


44. Abgeordneter 
Schedl 

(CDU/CSU) 


45. Abgeordneter Trifft es zu, daß bereits in absehbarer Zeit der 
Hoffie Eisenbahngüterverkehr zwischen der Tsche- 

(FDP) choslowakei und der Bundesrepublik Deutsch- 

land auch über Bayerisch-Eisenstein/Landkreis 
Regen geleitet werden soll, und wenn ja, wel- 
che Stellenmehrungen sind bei Zoll- und Eisen- 
bahnverwaltungen hierdurch zu erwarten? 
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Antwort des Bundesministers Dr. Lauritzen 
vom 4. September 1973 

Nach Auskunft der Deutschen Bundesbahn bestehen z. Z. keine 
Planungen, Eisenbahngüterverkehr zwischen der Tschechoslowa- 
kei und der Bundesrepublik Deutschland auch über Bayerisch- 
Eisenstein zu leiten. 


46. Abgeordneter Treffen Äußerungen aus dem Bundesverkehrs- 
Hoffie ministerium zu, nach denen die Bundesregie- 

(FDP) rung vorsieht, für den durch die Aktionen der 

Fluglotsen entstandenen finanziellen Verlust 
von Touristikunternehmen sowie von Flug- 
häfen in vollem Umfang Schadensersatz zu 
leisten? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 10. September 1973 

Die Bundesregierung beabsichtigt z. Z. nicht, für den durch die 
Aktionen der Fluglotsen entstandenen finanziellen Verlust von 
Touristikunternehnnen sowie von Flughäfen in vollem Umfang 
oder teilweise Schadensersatz zu leisten. Bekanntlich sind u. a. 
über die Frage der Rechtswidrigkeit der gegenwärtigen Aktionen 
der Fluglotsen eine Reihe von gerichtlichen Verfahren mit unter- 
schiedlichen Beurteilungen anhängig, so daß der Bundesregierung 
eine abschließende Stellungnahme zu den geltend gemachten 
Schadensersatzansprüchen noch nicht möglich ist. 


47. Abgeordneter Wie hoch belaufen sich die hierdurch bisher 
Handlos entstandenen Schäden, und aus welchen Mit- 

(CDU/CSU) teln beabsichtigt die Bundesregierung gegebe- 

nenfalls die Schadensliquidierung vorzuneh- 
men? 

Antwort des Staatssekretärs Wittrock 
vom 10. September 1973 

Bislang hat nur der Flughafen Hannover-Langenhagen einen 
Schaden in Höhe von 890 000 DM geltend gemacht, während drei 
Touristikunternehmen Schadensersatzansprüche ohne Beziffe- 
rung erhoben haben. Es kann daher derzeit nicht gesagt werden, 
wie hoch die Schäden insgesamt sind. Da die Bundesregierung 
— wie oben gesagt — Schadenersatzansprüche z. Z. nicht aner- 
kennen kann, stellt sich vorerst auch nicht die Frage, aus welchen 
Mitteln derartige Ansprüche zu befriedigen wären. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


48. Abgeordneter Wird die Bundesregierung, nachdem sie in 
Dr. Slotta ihrer Stellungnahme zu dem Gesetzentwurf 

(SPD) des Bundesrats zur Neuordnung des Beamten- 

urid Besoldungsrechts im Hochschulbereich die 
Auffassung vertreten hat, vor der Neuregelung 
der in diesem Entwurf behandelten Rechts- 
materien müßte zunächst die Konzeption zur 


29 



7/1012 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Struktur und Organisation der Hochschulen im 
Hochschulrahmengesetz festgelegt sein, den 
Regierungsentwurf des Hochschulrahmenge- 
setzes so rechtzeitig vorlegen, daß eine abge- 
stimmte und gleichzeitige Behandlung dieses 
Entwurfs und des Bundesratsentwurfs, bei dem 
die Länder auf die Dringlichkeit nachdrücklich 
hingewiesen haben, im Bundestag möglich 
wird? 

Antwort des Bundesministers Dr. von Dohnanyi 
vom 3. September 1973 

Wiie aus der Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Gesetz- 
entwurf des Bundesrats zur Neuordnung des Beamten- und Be- 
soldungsrechts im Hochschulbereich (Drucksache 7/612) hervor- 
geht, wird die Bundesregierung sich bemühen, den Entwurf eines 
Hochschulrahmengesetzes dem Bundesrat so rechtzeitig zuzulei- 
ten, daß dieser den Entwurf in seiner ersten Sitzung nach der 
Sommerpause am 19. Oktober 1973 behandeln kann. Die Bundes- 
regierung geht davon aus, daß es dem Deutschen Bundestag 
damit ohne Verzögerung möglich sein wird, noch im Herbst 
dieses Jahrs die Gesetzentwürfe von Bundesrat und Bundes- 
regierung gleichzeitig zu behandeln und aufeinander abzustim- 
men. 


49. Abgeordneter Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß 
Engholm die berufliche Bildung im Bildungsgesamtplan 

(SPD) einen ihrer Bedeutung entsprechenden Stellen- 

wert gefunden hat? 

Antwort des Bundesministers Dr. von Dohnanyi 
vom 28. August 1973 

1. Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß der Bildungs- 
gesamtplan wichtige Reformperspektiven für die berufliche 
Bildung aufzeigt, wenn auch die Konkretisierung einzelner 
Reformvorhaben und Abschnitte angesichts des Diskussions- 
stands noch unbefriedigend bleiben müßte. Diese Auffassung 
stützt die Bundesregierung auf die im Bildungsgesamtplan 
für die berufliche Bildung entwickelten Zielvorstellungen, 
Maßnahmen und quantitativen Strukturveränderungen: 

1.1 Der Bildungsgesamtplan sieht die Herstellung der Gleich- 
wertigkeit von beruflicher und allgemeiner Bildung als 
vordringliche bildungspolitische Aufgabe im Sekundar- 
bereich II vor, wobei auch das berufliche Schulwesen neu 
geordnet und ausgebaut werden soll. Bildungsgänge im 
derzeitigen allgemeinen und beruflichen Bildungswesen 
sollen curricular abgestimmt und verzahnt werden. Ledig- 
lich das Land Bayern hat zu dem Ziel der „Verzahnung" 
einen Vorbehalt angemeldet und sich auf die „Abstim- 
mung" beschränken wollen. In berufsqualifizierten Bil- 
dungsgängen wird eine Verstärkung und Differenzierung 
der theoretischen Elemente angestrebt. 

Die Weiterbildung soll durch Förderung des Auf- und 
Ausbaus zu einem Hauptbereich des Bildungswesens als 
öffentliche Aufgabe entwickelt werden. Dabei werden die 
Bereiche der beruflichen, allgemeinen und politischen 
Bildung im Zusammenhang gesehen. 
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1.2 Der Maßnahmenkatalog des Bildungsgesamtplans zur 

beruflichen Bildung umfaßt insbesondere 

— die Ausrichtung der Bildungsgänge an den allge- 
meinen Zielen des Sekundarbereichs II 

— die regionale Planung bisher getrennter allgemeiner 
unid beruflicher Schulformen in Schulzentren 

— die Erprobung der Zusammenfassung der verschiede- 
nen Bildungsgänge des Sekundarbereichs II in Mo- 
dellversuchen. Daibei soll eine Isolierung der Teilzeit- 
berufsschule vermieden werden 

— die Verstärkung und den Ausbau der öffentlichen 
Verantwortung für Ausbildung und Prüfung im Be- 
reich der beruflichen Bildung einschließlich der Quali- 
fikation der Ausbilder und der Ausbildungsstätten 

— die Stufengliederung berufsqualdfizierender Bildungs- 
gänge in berufsfeldorientierte Grundbildung und dar- 
auf aufbauende Fachbildung 

— den verstärkten Ausbau überbetrieblicher Ausbil- 
dumgs Stätten 

— die Einrichtung besonderer Formen des Berufsgrund- 
bildungsjahres mit fördernden Curricula für Jugend- 
liche ohne qualifizierten Abschluß des Sekundarbe- 
reichs I 

— die Erweiterung des Angebots an Bildungsmaßnahmen 
unter öffentlicher Verantwortung im Weiterbildungs- 
system 

— die Einführung erwachsenenspezifischer Curricula im 
Bereich der Weiterbildung, die zur Verwendung in 
einem „Baukastensystem" geeignet sind. 


1.3 An quantitativen Verbesserungen in der beruflichen Bil- 
dung sieht der Bildungsgesamtplan vor allem vor: 

— Die Verbesserung der Schüler-Lehrer-Relation in be- 
rufsbildenden Vollzeitschulen von 15,6 : 1 im Jahr 
1970 auf 14 — 12 : 1 im Jahr 1985. Diese Relation gilt 
für alle Vollzeitschulen des Sekundarbereichs II. 

— Die Verbesserung der Schüler-Lehrer-Relation für be- 
rufsbildende Teilzeitschulen von 19,1 : 1 im Jahr 
1970 auf 13,3 : 1 im Jahr 1985 (Umrechnung auf der 
Basis „Teilzeitunterricht : Vollzeitunterricht = 1 : 3"). 

— Die Vergrößerung der je Schülerplatz verfügbaren 
Fläche für allgemeinbildende und berufsbildende Voll- 
zeitschulen von im Durchschnitt 4,6 qm (1970) auf 
7,5 qm (1985), für berufsbildende Teilzeitschulen von 

5,4 qm (1970) auf 12,3 qm (1985) (Umrechnung wie 
oben). 

— Den Abbau der Benachteiligung der Teilzeitschüler 
gegenüber den Vollzeitschülern hinsichtlich der finan- 
ziellen Aufwendungen je Schülerplatz. Wurden je 
Schülerplatz im Teilzeitunterricht 1970 noch fast 20% 
weniger ausgegeben als für den Schülerplatz im Voll- 
zeitunterricht, so sollen es 1985 rund 4% mehr sein 
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(Umrechnung). Damit wird dem höheren Bedarf je 
Schülerplatz bei Teilzeitunternidit an Schulbüchern 
und anderen Lernmaterialen sowie den ungünstigeren 
Nutzungsmöglichkeiten des Schülerplatzes bei Teil- 
zeitunterricht mindestens tendenziell Rechnung ge- 
tragen. 

— Der Anteil der Schüler in Bildungsgängen, die mit 
einer beruflichen Qualifikation oder Ausrichtung auch 
Bildungsgänge im tertiären Bereich eröffnen, soll von 
3,2% der Gesamtschülerzahl im Jahr 1970 auf 10 bis 
12% im Jahr 1985 gesteigert werden. 

— Die Zahl der Jugendlichen in berufsbefähigenden 
Bildungsgängen, das sind insbesondere die bisherigen 
„Jungarbeiter", soll von 9,1% der Gesamtschüler- 
zahl (1970) auf 3 bis 2% (1985) reduziert werden. 

— Den Ausbau der berufsqualifizierenden Bildungsgänge 
in Vollzeitschulen, die 1985 17 bis 15% der Gesamt- 
schülerzahl gegenüber 9,5% im Jahr 1970 aufnehmen 
sollen. 

— Die Verstärkung des Teilzeitunterrichts in den be- 
rufsqualifizierenden Bildungsgängen, der mindestens 
ein Drittel des Vollzeitunterrichts betragen soll. Das 
bedeutet im Durchschnitt fast eine Verdoppelung der 
Unterrichtsstunden gegenüber heute. 

2. Für ein Gesamturteil über den Stellenwert der beruflichen 
Bildung bei den bisherigen Arbeitsergebnissen der Bund- 
Länder-Kommission für Bildungsplanung müssen auch die 
am 6. Juli 1972 beschlossenen „Vorschläge für die Durchfüh- 
rung vordringlicher Maßnahmen" hinzugezogen werden. 
Bei diesen Vorschlägen ist die „Berufliche Bildung bds zum 
Abschluß des Sekundarbereichs II" zum besonderen Prioritä- 
tenbereich im Bildungswesen erhoben worden. Bis zum Jahr 
1975 sind hier Verbesserungen im Personalbereich, bei den 
Bildungsstätten, in der Sachmittelausstattung, bei der Erarbei- 
tung von Curricula und hinsichtlich der öffentlichen Verant- 
wortung vorgesehen. 

3. Den Vollzug der im Bildungsgesamtplan vorgesehenen Maß- 
nahmen ermöglicht auch das „Gemeinsame Ergebnisprotokoll 
betr. das Verfahren bei der Abstimmung von Ausbildungs- 
ordnungen und Rahmenlehrplänen im Bereich der beruflichen 
Bildung zwischen der Bundesregierung und den Kultusmini- 
stern (-Senatoren) der Länder" vom 30. Mai 1972. Dieses Ver- 
fahren dient der Koordinierung zwischen schulischer und 
außerschulischer Berufsausbildung. 

über den Rahmen des Bildungsgesamtplans hinausgehende 
Verbesserungen im außerschulischen Bereich der beruflichen 
Bildung bleiben der Neufassung des Berufsbildungsgesetzes 
und der Neuordnung der Inhalte der außerschulischen Berufs- 
bildung Vorbehalten. 


50. Abgeordneter Seit wann ist der Bundesregierung bekannt, 
Ahlers daß die Zentrale Zulassungsstelle für Studien- 

(SPD) bewerber Zeitsoldaten der Bundeswehr die 

Dienstzeit nicht anrechnet, sondern so behan- 
delt, als hätten diese gar keinen Wehrdienst 
geleistet, weil sie nicht unter den Begriff der 
Wehrdienstpflicht fallen? 
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51. Abgeordneter 
Ahlers 


(SPD) 


Wie konnte es zu dieser der Gerechtigkeit 
widersprechenden und die Freiwilligenwer- 
bung der Bundeswehr schädigenden Verfah- 
rensweise kommen, und was tut die Bundes- 
regierung, um dafür zu sorgen, daß dieses 
Verfahren noch vor den Zulassungen zum 
Wintersemester 1973/74 so abgeändert wird, 
daß die Zeitsoldaten denjenigen gleichgestellt 
werden, die den Wehrdienst oder den Ersatz- 
dienst abgeleistet haben? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Jochimsen 
vom 10. September 1973 


Mitte Juli 1973 erfuhr die Bundesregierung erstmalig, daß die 
Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen beabsichtige, 
Zeitsoldaten nicht den Wehrpflichtigen gleichzustellen. 

Der Bundesminister der Verteidigung hat daraufhin unter Beru- 
fung auf § 7 des Wehrpflichtgesetzes dem Präsidenten der Kultus- 
ministerkonferenz und dem Minister für Wissenschaft und For- 
schung des Landes Nordrhein-Westfalen in gleichlautendem 
Schreiben vom 27. Juli 1973 mitgeteilt, daß nach seiner Auffas- 
sung die Vorschrift des Artikels 11 Abs. 3 des Staatsvertrags der 
Länder über die Vergabe von Studienplätzen vom 20. Oktober 

1972 und die darauf beruhenden entsprechenden Bestimmungen 
der ländereinheitlichen Rechtsverordnungen zur Durchführung 
des Staatsvertrags (§§ 12 und 14 der Rechtsverordnung) nicht nur 
auf Wehrpflichtige (Grundwehrdienstleistende — 15 Monate), 
sondern auch auf Bewerber anzuwenden seien, die sich freiwillig 
als Soldaten auf Zeit zum Dienst in den Streitkräften verpflichtet 
haben; dies müsse jedenfalls für Wehrpflichtige gelten, die sich 
für zwei Jahre als Soldaten auf Zeit verpflichtet haben. 

Im Einvernehmen mit dem Bundesminister der Verteidigung hat 
der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft sich ebenfalls 
gegen die Benachteiligung der Zeitsoldaten ausgesprochen und 
als nicht stimmberechtigtes Mitglied des Verwaltungsausschusses 
der Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen angeregt, 
daß das Verbot der Schlechterstellung in Artikel 11 Abs. 3 Satz 2 
des Staatsvertrags zumindest auf den der Dauer des Grundwehr- 
dienstes entsprechenden Teil der Dienstzeit von Soldaten mit 
zweijähriger Dienstverpflichtung analog anzuwenden sei. 

Die Länder Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Bayern 
und Baden- Württemberg haben sich mit der erforderlichen Mehr- 
heit im Verwaltungsausschuß gegen die von der Zentralstelle 
für die Vergabe von Studienplätzen vorgesehene Regelung aus- 
gesprochen und damit die völlige Gleichstellung der Soldaten 
auf Zeit mit den Wehrpflichtigen für das Verfahren zum Winter- 
semester 1973/74 erreicht. 

Auf Grund dieses Beschlusses wird sich wegen zusätzlich not- 
wendig werdender Rechenarbeiten bei der Zentralstelle für die 
Vergabe von Studienplätzen die Versendung der Zulassungs- 
bescheide über den vorgesehenen 27. August 1973 hinaus für 
einzelne Studiengänge voraussichtlich bis zum 10. September 

1973 verzögern. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie und 
für das Post- und Fernmeldewesen 


52. Abgeordneter 

Erhard 

(Bad Schwalbach) 

(CDU7CSU) 


Aus welchem Grund ist die offiziell angekün- 
digte Herausgabe einer Sondermarke aus An- 
laß des 25. Jahrestags der Eröffnung der Luft- 
brücke zwischen Westdeutschland und West- 
berlin nicht erfolgt und die Ankündigung 
dieser Marke rot durchkreuzt und mit der 
Bemerkung „gestrichen" versehen worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hauff 
vom 11. September 1973 

Die Landespostdirektion Berlin hat die ursprünglich für 1973 
geplante Ausgabe eines Sonderpostwertzeichens aus Anlaß des 
25. Jahrestages der Eröffnung der Luftbrücke zwischen West- 
deutschland und Westberlin aufgegeben, als sich herausstellte, 
daß die Vielzahl der Anlässe zur Herausgabe von Sonderpost- 
wertzeichen im Jahre 1973 eine Würdigung der Luftbrücke nicht 
mehr zuließ. Mit dieser Entscheidung hatte sich die Landespost- 
direktion Berlin einer vom Bundesministerium für das Post- und 
Fernmeldewesen getroffenen Regelung angeschlossen, wonach 
Anlässe, denen bereits in den letzten 20 Jahren eine Briefmarke 
gewidmet wurde, grundsätzlich nicht erneut berücksichtigt wer- 
den. Eine Sondermarke zum 10. Jahrestag der Beendigung der 
Luftbrücke war am 12. Mai 1959 herausgekommen. 

Diese Regelung war erforderlich geworden, weil für möglichst 
viele berücksichtigungs werte Anliegen Sonderpostwertzeichen 
erscheinen sollen, die Zahl der jährlich möglichen Neuausgaben 
aber aus technischen und philatelisti sehen Gründen beschränkt 
ist. 

Im vorstehenden Sinne hatte ich am 11. Mai 1973 bereits die 
Anfrage des Herrn Kollegen Rollmann beantwortet (Stenogra- 
phischer Bericht über die 3. Sitzung vom 11. Mai 1973, An- 
lage 36). 

Mit Rundschreiben der Landespostdirektion Berlin wurde die 
Presse am 13. März 1973 von der Absetzung der für 1973 geplan- 
ten Sondermarke unterrichtet. Bei der Versandstelle für Samm- 
lermarken in Frankfurt am Main ist daraufhin die frühere An- 
kündigung der „Luftbrücken-Marke" — wie in Ihrer Frage er- 
wähnt — abgeändert worden. 

Da der Senat von Berlin beabsichtigt, den 25. Jahrestag der 
Beendigung der Luftbrücke in besonders würdiger Form zu 
begehen, sah sich die Landespostdiirektion Berlin — entsprechend 
der Bedeutung des Ereignisses — veranlaßt, von der grundsätz- 
lichen Regelung abzugehen. Sie hat daher in ihre Sondermarken- 
planung für 1974 ein Sonderpostwertzeichen „25. Jahrestag der 
Beendigung der Luftbrücke" fest auf genommen. Die Öffentlich- 
keit wurde mit dem im Juli erschienenen Rundschreiben der 
Landespostdirektion Berlin Nr. 5/73 bereits entsprechend infor- 
miert. Als Ausgabetag für die Sondermarke ist der 15. Mai 1974 
vorgesehen. 
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53. Abgeordneter 

Picard 


(CDU/CSU) 


Da die bundesweite Einführung des Notrufs 
110 seit Jahren öffentlich diskutiert wird und 
Gegenstand der Auseinandersetzung zwischen 
Bund und Ländern ist, frage ich die Bundes- 
regierung, was sie in jüngster Zeit konkret 
unternommen hat, um die Voraussetzung zur 
Einrichtung des Notrufs 110 im ganzen Bun- 
desgebiet zu schaffen, und wann ihrer Auf- 
fassung nach mit einer lückenlosen Versorgung 
des Bundesgebiets mit Notrufstellen zu rech- 
nen ist? 


54. Abgeordneter 
Picard 
(CDU/CSU) 


Da aus Mitteilungen der Pressestelle im Bun- 
desministerium für das Post- und Fernmelde- 
wesen geschlossen werden kann, daß das Mini- 
sterium bzw. die Deutsche Bundespost über 
die Anzahl der Ortsnetze mit Notruf 110 in- 
formiert ist, frage ich die Bundesregierung, 
wieviel Ortsnetze die einzelnen Bundesländer 
umfassen und wieviel Ortsnetze jeweils über 
die Einrichtung des Notrufs 110 verfügen und 
für wieviel der noch nicht versorgten Orts- 
netze pro Bundesland die Einrichtung des 
Notrufs beantragt ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hauff 
vom 10. September 1973 

Die technischen Voraussetzungen für die bundesweite Einfüh- 
rung des neuen Notrufsystems sind im Bereich der Deutschen 
Bundespost (DBP) geschaffen, die Einrichtungen ab September 
dieses Jahres lieferbar. 

Das neue Notrufsystem wurde von der DBP entwickelt, um der 
Polizei die Einrichtung von zentralen Notrufabfragestellen zu 
ermöglichen, deren Zuständigkeit sich über mehrere Ortsnetz- 
bereiche erstreckt. Bei der Entwicklung wurden alle von der 
Polizei für einen wirkungsvollen Notruf geforderten technischen 
Leistungsmerkmale ebenso berücksichtigt wie die Forderung 
nach dem münzfreien Notruf. Die Unterschiede zwischen den 
bisher auschließlich verwendeten Einrichtungen für Anschlüsse 
110 und dem neuen Notrufsystem gehen aus der Drudesache 7/489 
des Deutschen Bundestags hervor, in der auch die Leistungsmerk- 
male des neuen Notrufsystems ausführlich erläutert sind. 

Zur Klärung der strittigen Frage, wer die Kosten des Notrufs 
trägt, hat der Bundesminister für das Post- und Fernmeldewesen 
den Bundeskanzler gebeten, daß Thema Notruf auf die Tagesord- 
nung seiner nächsten Konferenz mit den Herren Ministerpräsi- 
denten der Länder zu setzen, damit bei dieser Gelegenheit eine 
Entscheidung über die Kostenfrage herbeigeführt wird. 

Die DBP ist bereit, der Bedeutung des Notrufs durch eine für die 
Länder außerordentlich günstige Gebührenkalkulation Rechnung 
zu tragen. 

Die DBP schätzt, daß innerhalb von etwa vier Jahren das neue 
Notruf System eingeführt sein kann. Diese Zeitspanne wird je- 
doch wesentlich davon beeinflußt, wann die Länder die Einrich- 
tung des Systems verbindlich bei der DBP beantragen. 
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Im Bundesgebiet bestehen gegenwärtig in ca. 1600 von 3785 
Fernsprechortsnetzen Anschlüsse mit der bundeseinheitlichen 
Rufnummer 110. Bei der DBP wird eine Statistik der Anschlüsse 
110 in den einzelnen Oberpostdirektiansbezirken geführt, jedoch 
keine nach Bundesländern gegliederte Statistik. Weil die Gren- 
zen der Oberpostdirektionsbezirke nicht in allen Fällen mit de- 
nen der Bundesländer identisch sind, wären für die Beantwortung 
in der von Ihnen erbetenen Form kosten- und zeitaufwendige 
Sondererhebungen nötig. Ich darf Ihnen deshalb nachstehend 
die Anschlüsse 110 in den Oberpostdirektionsbezirken nennen: 


Berlin 12 Koblenz 78 

Braunschweig .... 32 Köln 116 

Bremen 58 München 88 

Dortmund 128 Münster 205 

Düsseldorf 105 Neustadt 65 

Frankfurt 101 Nürnberg 76 

Freiburg 40 Regensburg 55 

Hamburg 58 Stuttgart 155 

Hannover 36 Trier 35 

Karlsruhe 48 Tübingen 35 

Kiel 74 Saarbrücken 68 


Diese Anschlüsse haben nicht die Leistungsmerkmale des neuen 
Notrufsystems. 

Für 1973 liegen etwa 150 Anträge des neuen Notruf Systems vor 
und sind in der Erledigung. 


55. Abgeordneter 

Wagner 

(Günzburg) 

(CDU/CS ü) 


Ist die Bundesregierung bereit, durch eine ent- 
sprechende Novellierung des Post- und Fem- 
melderechts sicherzustellen, daß die immer 
häufiger auftretenden Störungen des Rund- 
funk- und Fernsehempfangs, die durch mehr- 
geschossige Bauten, insbesondere durch Hoch- 
häuser, entstehen, zukünftig vermieden wer- 
den? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hauff 
vom 10. September 1973 

Die vom „Arbeitskreis Rundfunkempfangsantennen" eingesetzte 
Rechtskommission hat ein Gutachten über mögliche gesetzgebe- 
rische Maßnahmen zur Sicherung des UKW-Ton- und Fernseh- 
Rundfunkempfangs erarbeitet und dem Arbeitskreis vorgelegt. 
Darin wird eine gesetzliche Regelung — insbesondere über die 
finanzielle Beteiligung des „Verursachers" (Eigentümer des stö- 
renden Bauwerks) — vorgeschlagen. Da aber einige Mitglieder 
des Arbeitskreises gegen eine solche Regelung sind, muß zu- 
nächst zwischen den betroffenen Bundesressorts geklärt werden, 
ob es einer gesetzlichen Regelung für die Wiederherstellung der 
Rundfunkversorgung und des Rundfunkempfangs in den durch 
hohe Bauwerke abgeschatteten und gestörten Gebieten bedarf 
und ob der Bund dafür kompetent wäre. 

Gegenwärtig sieht die Bundesregierung daher noch keine Mög- 
lichkeit, einen entsprechenden Gesetzentwurf einzubringen. 

Unabhängig von der Finanzierungsfrage wird jedoch die Lösung 
der technischen Seite betrieben. Da für die Wiederherstellung 
der Rundfunkversorgung in einem durch Hochbauten abgeschat- 
teten Gebiet nur eine kabelgebundene Rundfunkversorgung in 
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Betracht kommt, werden durch die von der Deutschen Bundes- 
post inzwischen eingeleiteten Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Breitbandkommunikation wertvolle technische und organisatori- 
sche Erkenntnisse auch für die Lösung der Abschattungsfälle bei- 
gesteuert werden können. Entsprechende Versuchsanlagen wer- 
den von der Deutschen Bundespost in den Städten Frankfurt am 
Main, Hamburg und Nürnberg errichtet Darüber hinaus wird 
z. Z. das Genehmigungsverfahren für die Errichtung und den Be- 
trieb von privaten Gemeinschaftsantennenanlagen auch im Hin- 
blick. auf derartige Fälle von der Deutschen Bundespost über- 
arbeitet. 


56. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Wie begründet die Bundesregierung das Vor- 
haben des Bundespostministeriums, wonach 
mit Verfügung 222-2 3370-1/EWSO vom 

23. Oktober 1972 das elektronisch gesteuerte 
Wählsystem 1 der Ortsvermittlungstechnik 
(EWSO 1) für den allgemeinen Einsatz erst ab 
1975 und nicht schon früher freigegeben wer- 
den soll, und spielen dabei technische Proble- 
me und finanzielle Gesichtspunkte eine Rolle? 


57. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe führt die Bundesregierung da- 
für an, daß das neue System EWSO 1 zunächst 
in wenigen Ortsnetzen — und zwar in den 
großen Ortsnetzen am Sitz von Zentral Vermitt- 
lungsstellen — eingeführt werden soll, obwohl 
nach Aussage von Fachleuten keine techni- 
schen Schwierigkeiten bestehen, dieses System 
nach Freigabe sofort auch in kleineren Orts- 
netzen in ländlichen Gebieten einzuführen, zu- 
mal die Belastung der Fernsprechteilnehmer 
in ländlichen Räumen größer ist als in Berei- 
chen größerer Ortsnetze in den Zentralver- 
mittlungsstellen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hauff 
vom 10. September 1973 

Von der Deutschen Bundespost wird das ihr zur Verfügung ste- 
hende Liefer- und Entwicklungspotential der deutschen Amtsbau- 
firmen voll ausgeschöpft. Das elektronisch gesteuerte Wählsy- 
stem 1 der Ortsvermittlungstechnik (EWSO 1) ist aus entwick- 
lungstechnischen Gründen vor 1975 nicht einsatzfähig. 

Die Deutsche Bundespost ist gehalten, ihre finanziellen und tech- 
nischen Mittel so wirtschaftlich wie möglich einzusetzen. Für die 
allgemeine Einführung des EWSO 1 in das Netz der Deutschen 
Bundespost wurde folgende Einführungsstrategie nach wirtschaft- 
lichen Kriterien entwickelt: 

erster Einsatz der EWSO 1 -Einrichtungen in den Ortsnetzen am 
Sitz der Zentralvermittlungsstellen, danach ihr Einsatz in großen 
Ortsnetzen am Sitz von Haupt- und Knotenvermittlungsstellen 
und erst am Ende dieser Einführungsphase, die insgesamt mehr 
als zehn Jahre dauern wird, Umstellung der kleinen Ortsnetze 
auf EWS. Anders, lautende Aussagen beruhen auf Unkenntnis 
der Sachlage. 
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58. Abgeordneter Sind dem Bundespostminister die derzeitigen 
Niegel unzumutbaren Arbeitsmöglichkeiten der Post- 

(CDU/CSU) bediensteten im Postamt Kulmbach bekannt 

(alte Pferdeställe einer Brauerei), und bis wann 
ist mit dem Beginn des Neubaues des Post- 
amts Kulmbach zu rechnen, nachdem schon 
mehrere Jahre geplant wird und dafür schon 
im Haushalt die entsprechenden Summen ein- 
gestellt wurden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hauff 
vom 11. September 1973 

Die schlechten Raumverhältnisse beim Postamt Kulmbach sind 
bekannt. Der Vorentwurf ist aufgestellt und wird in diesen 
Tagen genehmigt. Somit kann die Oberpostdirektion Nürnberg 
die Ausführungsplanung fortführen und die Voraussetzungen 
schaffen, daß mit den Bauarbeiten im Rj. 1974 begonnen werden 
kann. Das Bauvorhaben ist im Haushalt 1973 unter Nr. 26 73 01 
etatisiert und der Oberpostdirektion sind bereits Ausgabemittel 
in Höhe von 460 000 DM für bauvorbereitende Maßnahmen zu- 
geteilt worden. 


59. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, darauf hinzu- 
Dr. Arnold wirken, daß die durch den Neubau des Hoch- 

(CDU/CSU) hauses der Oberpostdirektion Düsseldorf ver- 

ursachten Störungen des Fernsehempfangs in 
einem Teil der Stadt möglichst bald beseitigt 
werden? 


60. Abgeordneter Können die betroffenen Anlieger im Düssel- 

Dr. Arnold dorfer Zooviertel damit rechnen, daß dann, 

(CDU/CSU) wenn die durch das Posthochhaus verursach- 

ten Störungen nicht anders behoben werden 
können, für sie der Fernsehempfang per Kabel 
ermöglicht wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hauff 
vom 11. September 1973 

Der Neubau der Oberpostdirektion Düsseldorf in der Sohnstraße 
ist in seinem Hochbauteil (56 m hoch, Grundfläche 115 m X 20 m) 
im Rohbau fertiggestellt. Sowohl am Hochhausteil als auch an 
den z. T. noch nicht im Rohbau fertiggestellten niedrigeren Ge- 
bäudeteilen sind noch Baukräne im Einsatz. 

Soweit bei der Deutschen Bundespost bisher bekannt geworden 
ist, wird nur das 1. TV-Programm (Sender Langenberg, Kanal 9) 
beeinträchtigt, während für das 2. und 3. TV-Programm sich die 
aus entgegengesetzten Richtungen einfallenden Sender Düssel- 
dorf (Kanäle 29 + 55) und Wesel (Kanäle 35 + 48) in der Ver- 
sorgung so ergänzen, daß im allgemeinen eine Ausweichmöglich- 
keit bestehen dürfte. Außerdem liegt das Hochhaus in einer sol- 
chen Richtung, daß das 1. Programm durch die Breitseite, das 
2. und 3. Programm aber nur durch die schmale Seite des Hoch- 
hauses beeinträchtigt wird. 

Die bisher beobachteten Störungen des 1. TV-Programms setzen 
sich im wesentlichen aus zwei Komponenten zusammen: 
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a) Die Abschattung durch das im Aufbau befindliche Hochhaus, 
dessen funktechnischer Einfluß sich gegebenenfalls noch än- 
dern kann. 

b) Die ständig wechselnden Reflexionen durch die Baukräne, die 
im Abschattungsgebiet besonders unangenehm bemerkbar 
sind, weil sie zeitweise zu völligen Bildauslöschungen führen 
können. 

Eine endgültige Beurteilung der Situation kann erst erfolgen, 
wenn sich der Empfang mit der Fertigstellung des Gebäudes hin- 
reichend stabilisiert hat. 

Aus den bisher bearbeiteten Funkstörungsmeldungen kann ge- 
schlossen werden, daß im Absdiattungs gebiet etwa 100 Häuser 
beeinträchtigt werden, und zwar zum großen Teil Ein- und Zwei- 
familienhäuser. Ob darüber hinaus auch noch andere Gebiete 
etwa durch starke, vom Gebäude ausgehende Reflexionen be- 
troffen sind, ist z. Z. nicht bekannt, weil hierüber noch keine 
Funkstörungsmeldungen vorliegen. 

Durch den Bundespostminister wurden bereits im Mai dieses 
Jahrs alle Oberpostdirektionen angewiesen, für durch Post- 
dienstgebäude in der Fernsehversorgung beeinträchtigte Gebiete 
eine drahtgebundene Fernsehversorgung zu planen und zu errich- 
ten. Die Kosten für die Erstellung solcher Anlagen trägt die Deut- 
sche Bundespost. 


61. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Ist die Haushaltslage der Deutschen Bundes- 
post bereits so prekär, daß der Bundesminister 
für das Post- und Fernmeldewesen die Ober- 
postdirektionen hat anweisen müssen, von den 
Möglichkeiten der Verordnung über den Son- 
derurlaub für Bundesbeamte und Richter im 
Bundesdienst vom 18. August 1965 einen ein- 
geschränkten Gebrauch zu machen, daß die 
einwöchigen Ost-West-Seminare in Berlin 
nicht mehr besucht werden können, obwohl 
der Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit sie für förderungswürdig hält und 
die Sonderurlaubsverordnung eine entspre- 
chende Urlaubsgewährung zuläßt, oder dient 
die Lage der Bundesfinanzen als Vorwand, 
eine notwendige Aufklärung Stätigkeit einzu- 
schränken, nur weil sie Ost-Berlin nicht ge- 
nehm ist und nicht genehm sein kann? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hauff 
vom 11. September 1973 


Mit Rücksicht auf die seit Jahren schwierige finanzielle Situation 
der Deutschen Bundespost hatte der Bundesminister für das Post- 
und Fernmeldewesen die zuständigen Dienststellen seiner Ver- 
waltung schon .im Jahr 1971 angewiesen, bei der Bewilligung von 
Sonderurlaub unter Fortzahlung der Bezüge die Zahl der Ur- 
laubstage des Jahres 1970 nicht zu überschreiten. Eine wedter- 
gehende Anordnung mit dem Ziel, speziell den Sonderurlaub für 
Ost-West-Seminare einzuschränken, ist nicht ergangen. 
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Unabhängig hiervon wurden im Januar 1973 die Oberpostdirek- 
tionen gebeten, neu eingestellte Nachwuchskräfte nicht in den 
ersten drei Monaten ihrer Ausbildung, sondern erst danach für 
Berlin-Fahrten mit Ost-West-Seminaren zu beurlauben. Der 
Grund hierfür lag einmal in der Erkenntnis, daß die von der 
Schule kommenden jungen Menschen angesichts der Fülle der in 
den ersten Monaten ohnehin auf sie zukommenden neuen Ein- 
drücke durch die zusätzliche geistige Beanspruchung einer sol- 
chen Fahrt leicht überfordert werden könnten. Zum anderen 
sollte hierdurch sichergestellt werden, daß die in diesen Monaten 
vermittelte besonders wichtige Grundausbildung nicht unterbro- 
chen wird. 

Andere als die oben dargelegten Erwägungen haben bei den 
beiden Maßnahmen keine Rolle gespielt; dies gilt auch für Über- 
legungen politischer Art. 


62. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die kürz- 
liche Ankündigung der Deutschen Postgewerk- 
schaft, daß sich das Personal der Deutschen 
Bundespost ähnlich wie die Fluglotsen dem- 
nächst veranlaßt sehen könnte, Dienst nach 
Vorschrift zu leisten, und was gedenkt die 
Bundesregierung gegen diese streikähinlichen 
Maßnahmen zu unternehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hauff 
vom 11. September 1973 


Ihre für die Fragestunde des Deutschen Bundestages während der 
Sommerpause im August 1973 eingereichte Frage bezieht sich 
offenbar auf eine Entschließung des Hauptvorstands der Deut- 
schen Postgewerkschaft vom 17. August 1973. Darin war die 
Erwartung ausgesprochen worden, die Bundesregierung werde 
bis spätesents Mitte September ein akzeptables Angebot über 
die Zahlung eines 13. Monatslohns bzw. -gehalts für die Arbeit- 
nehmer des öffentlichen Dienstes und eine entsprechende An- 
passung der Sonderzuwendung für Beamte unterbreiten. Falls es 
nicht alsbald zu einem befriedigenden Abschluß dieser Angele- 
genheit komme, sei nicht daran zu zweifeln, daß die Unruhe 
unter dem Postpersonal zu Störungen des Post- und Fernmelde- 
betriebs führen werde. 

Da das Personal der Deutschen Bundespost darüber unterrichtet 
ist, daß in diesen Tagen Verhandlungen über diesen Themenkreis 
begonnen haben, besteht kein aktueller Grund für die Annahme, 
es könne derzeit zu den von der Deutschen Postgewerkschaft er- 
wähnten Störungen des Post- und Fernmeldebetriebs kommen. 
Die Bundesregierung nimmt jedoch die Gelegenheit wahr, in die- 
sem Zusammenhang noch einmal auf die den „Dienst nach Vor- 
schrift 11 oder ähnliche Aktionen betreffende Erklärung der dama- 
ligen Bundesregierung vom 22. November 1968 hinzuweisen. 
Darin wurde seinerzeit u. a. folgendes festgestellt: 

„Die Bundesregierung ist sich der Pflicht bewußt, für eine ange- 
messene Besoldung der Beamten und deren Teilnahme an der all- 
gemeinen Einkommens, entwicklung zu sorgen. Andererseits muß 
sie aber gerade auch von den Beamten Sachlichkeit und Ver- 
ständnis für die Notwendigkeit erwarten, im Interesse der All- 
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gemeinbeit die Haushaltsstabdlität zu sichern und die mittelfri- 
stige Finanzplanung einzuhalten. Sie muß von den Beamten auch 
erwarten, daß die Geltendmachung legitimer Interessen und 
Wünsche nicht in einer die Belange der Allgemeinheit und die 
Dienstpflichten verletzender Art und Weise geschieht. 

Eine willkürliche und mißbräuchliche Auslegung von Dienstvor- 
schriften kann die Bundesregierung nicht als rechtmäßig aner- 
kennen. Dienstvorschriften sind nicht nach dem Buchstaben, son- 
dern nach ihrem Sinn und Zweck zu befolgen. , Dienst nach Vor- 
schrift' ist jedoch nichts anderes als eine bewußt mißbräuchliche 
und sinnwidrige Anwendung von Dienstvorschriften. Das ist mit 
beamtenrechtlichen Pflichten nicht zu vereinbaren und erfüllt 
somit den Tatbestand eines dienststrafrechtlichen Verhaltens." 

An diesem Standpunkt hat sich nichts geändert. Die Bundesregie- 
rung wird sich nicht scheuen, notfalls von den gegebenen dienst- 
rechtlichen Möglichkeiten Gebrauch zu machen. 


63. Abgeordneter Diskriminiert die Deutsche Bundespost deut- 
Wohlrabe sehe jüdische Mitbürger, indem sie die Erstat- 

(CDU/CSU) tung für nicht angekommene Einschreibbriefe, 

die an jüdische Bürger in der Sowjetunion ge- 
richtet sind, verweigert, und steht diese Hand- 
lungsweise in Einklang mit den Verpflichtun- 
gen im Rahmen des Weltpostvertrags? 


64. Abgeordneter 
Wohlrabe 
(CDU/CSU) 


Macht sich der Bundesminister für das Post- 
und Femmeldewesen die sowjetischen Äuße- 
rungen, derartige Briefe verfolgten „provoka- 
torische Zwecke 11 zu eigen, und wie erklärt 
sich der Bundespostminister, daß die sowjeti- 
sche Regierung Kenntnis von den Briefinhalten 
erlangen könnte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hauff 
vom 11. September 1973 

Ihre für die Fragestunde des Deutschen Bundestags während der 
Sommerpause im August 1973 eingereichten beiden Fragen be- 
treffen denselben Komplex wie die Fragen des Herrn Kollegen 
Dr. Dollinger, die ich in den Fragestunden vom 11. Mai und 
8. Juni 1973 (Drucksache 7/511 Frage A 132 und Drucksache 7/653 
Frage A 96) beantwortet habe. Ich darf deshalb auf diese Ant- 
wort Bezug nehmen und Ihnen vorab versichern, daß die Deut- 
sche Bundespost niemanden diskriminiert. 

Die in der Antwort vom 11. Mai 1973 erwähnte Gruppe, das 
„Aktionskomitee für die Juden in der Sowjetunion", hat nach 
eigenen Angaben bis Mitte August 1973 etwa 10 000 Einschreib- 
briefe an jüdische Empfänger in der Sowjetunion eingeliefert. 
Die Deutsche Bundespost hat die Sendungen jeweils einzeln 
nachweislich der sowjetischen Postverwaltung übergeben. In der 
ganz überwiegenden Zahl der Fälle sind nach Angaben der Ein- 
lieferer die Sendungen weder zugestellt noch zurückgesandt 
worden, so daß die Absender jeweils die Einleitung eines Nach- 
forschunigsverfahrens beantragt haben. 
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Nach Artikel 44 § 4 des Weltpostvertrags ist die Einlieferungs- 
postverwaltung ermächtigt, den Absender für Rechnung und zu 
Lasten derjenigen Postverwaltung zu entschädigen, die fünf Mo- 
nate nach Absendung des Nachfrageschreibens keinen Nachweis 
über den Verbleib der Sendung geführt hat. Gemäß dieser Vor- 
schrift hat die Deutsche Bundespost — wie bereits in der Ant- 
wort vom 11. Mai 1973 angekündigt — am 1. Juni 1973 damit 
begonnen, für Rechnung der sowjetischen Postverwaltung Ersatz- 
beträge zu zahlen. Inzwischen wurden für 832 Sendungen ins- 
gesamt rund 38 000 DM ausbezahlt. 

Die sowjetische Postverwaltung hat in einem Schreiben vom 
30. Juli 1973 Gelegenheit genommen, mit Bezug auf die Abschrift 
eines Beschwerdeibriefs des Herrn Katz in Aachen (Vorsitzender 
des erwähnten Aktionskomitees) an die Deutsche Bundespost 
vom 2. Juli 1973, die neben dem Ministerium für das Post- und 
Fermmeldewesen der UdSSR auch dem Internationalen Büro des 
Weltpostvereins zugesandt worden war, festzustellen, daß sie es 
ablehne, für die fraglichen Sendungen zu haften, und keine Ent- 
schädigung nach Artikel 40 des Weltpostvertrags zahlen werde. 

Sie beruft sich damit auf den in Artikel 41 § 2 Nr. 2 des Welt- 
postvertrags enthaltenen Haftungsausschließungsgrund, nämlich 
Beschlagnahme wegen Verstoßes gegen innerstaatliche Rechts- 
vorschriften des Bestimmungslandes. Angesichts dieser Lage hat 
die Deutsche Bundespost die Ersatzzahlungen, die sie nur für 
Rechnung der sowjetischen Postverwaltung ausgeführt hat, ein- 
gestellt. Diese Entscheidung steht im Einklang mit den Vorschrif- 
ten des Weltspostvertrags. 

Die Deutsche Bundespost ist nicht in der Lage, den von der 
sowjetischen Postverwaltung angegebenen Haftungsausschlies- 
sungsgrund zu bewerten. 

Zu der Frage, ob und gegebenenfalls wie die sowjetische Regie- 
rung vom Inhalt der Sendungen Kenntnis genommen hat, kann 
ich keine Stellungnahme abgeben. Es sei lediglich darauf hinge- 
wiesen, daß die Zollvorschriften aller Länder auch die Überwa- 
chung des grenzüberschreitenden Postverkehrs einschließen. 


65. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch 
einen Telefonanruf der Anschluß eines Teil- 
nehmers für lange Zeit blockiert werden kann, 
so daß der Angerufene keine Möglichkeit hat, 
telefonische Hilfe irgendwelcher Art herbeizu- 
rufen, und ist die Bundesregierung gegebenen- 
falls bereit, diesen Tatbestand zum Schutz des 
Bürgers zu ändern? 


66. Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die 
Überwachung eines durch Drohanrufe und 
Blockierungen terrorisierten Anschlusses nur 
während der Anwesenheit eines diensttuen- 
den Beamten wirksam durchführbar ist, woge- 
gen nach Betätigung der Fangnummem durch 
den bedrohten Teilnehmer dessen Rufnummer 
nach 16.00 Uhr bis zum Dienstbeginn des Be- 
amten am anderen Morgen gegen 8.30 Uhr 
bis 9.00 Uhr nicht mehr zu erreichen ist, und 
daß diese wenig wirksame Überwachung auch 
noch mit erheblichen Unkosten für den verun- 
sicherte^ Teilnehmer verbunden ist? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hauff 
vom 11. September 1973 


Der Bundesregierung ist bekannt, daß bei Ortsgesprächen die 
bestehende Verbindung nur vom anruf enden Teilnehmer aus- 
gelöst werden kann. Der angerufene Teilnehmer kann solange, 
wie der Anrufer die Verbindung nicht auslöst, kein abgehendes 
Gespräch führen. 

Die Ursachen für diesen Tatbestand sind in den technischen Lei- 
stungsmerkmalen der deutschen Ortsvermittlungssysteme be- 
gründet. Eine Änderung dieses Zustands wäre nur mit tiefgrei- 
fenden Änderungen in den Leistungsmerkmalen und in der tech- 
nischen Ausrüstung der Ortsvermittlungsstellen möglich, die ent- 
sprechend hohe finanzielle Aufwendungen erfordern würden. 
Die Deutsche Bundespost hat nicht die Absicht, die Auslösung 
einer Ortsverbindung von der Beendigung des Gesprächs durch 
den angerufenen Teilnehmer abhängig zu machen. 

Bei selbstgewählten Ferngesprächen wird jede Verbindung ent- 
weder bei Beendigung des Gesprächs durch den Anrufenden 
sofort oder bei Beendigung des Gesprächs durch den Angerufe- 
nen innerhalb einer Karrenzzeit von 1 bis 2 Minuten ausgelöst. 

Das Nichtauslösen einer Verbindung durch den anrufenden Teil- 
nehmer wird in der Vermittlungsstelle signalisiert, an die der 
angerufene Teilnehmer angeschaltel ist. 

Der Bundesregierung ist auch bekannt, daß ein Teilnehmer, der 
die sogenannte „Fangschaltung" veranlaßt hat, nach einer gefan- 
genen Verbindung nicht mehr zu erreichen ist, bis deren Aus- 
gangspunkt vom Personal der Deutschen Bundespost festgestellt 
wird. 

Die Deutsche Bundespost kann aus wirtschaftlichen Gründen nur 
einen sehr kleinen Teil der insgesamt vorhandenen etwa 5450 
Vermittlungstellen während der Regelarbeitszeit, d. h. von 
07.30 Uhr bis 16.30 Uhr, mit Personal besetzen. Aus den gleichen 
Gründen sind außerhalb dieser Zeit praktisch alle Ortsvermitt- 
lungsstellen nicht mit Personal besetzt. In besonderen Fällen ist 
die Signalisierung solcher gefangener Verbindungen zu ständig 
mit Personal besetzten Unterhaltungszentren möglich, die dann 
gezielt weitere Maßnahmen, z. B. zur Feststellung des Ausgangs- 
punkts der gefangenen Verbindung, einleiten kann. Sonderauf- 
wendungen hierfür sind vom Teilnehmer, der die Fangschaltung 
veranlaßt hat, zu tragen. 


Bonn, den 17. September 1973 



